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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz, des Bundes-
ministeriums fur Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen und des
Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im
Bereich Windenergie an Land und Solarenergie

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Okto-
ber 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Férderung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABI. L, 2023/2413,
31.10.2023) ist am 20. November 2023 in Kraft getreten.

Die geéanderte Richtlinie (EU) 2018/2001 sieht vor, dass die Erzeugung von Energie aus
erneuerbaren Quellen auf mindestens 42,5 Prozent bis zum Jahr 2030 gesteigert werden
muss. Um dieses Ziel zu erreichen, sind in der Richtlinie Mal3nahmen vorgesehen, um die
Genehmigungsverfahren fir Projekte im Bereich erneuerbarer Energien deutlich zu be-
schleunigen.

Artikel 15¢ der geédnderten Richtlinie (EU) 2018/2001 verpflichtet die Mitgliedstaaten zur
Ausweisung sogenannter Beschleunigungsgebiete, in denen fur Erneuerbare-Energien-
Vorhaben ein besonderes, beschleunigtes Genehmigungsverfahren gemaf der Artikel 16
und 16a der genannten Richtlinie gelten soll. Die Ausweisung der Gebiete ist an verschie-
dene Voraussetzungen geknupft, die mit diesem Gesetz umgesetzt werden sollen. Auch
aulRerhalb von Beschleunigungsgebieten werden die Genehmigungsverfahren durch die
Artikel 16 und 16b der Richtlinie (EU) 2018/20001 angepasst und beschleunigt.

Die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2023/2413 sind von den Mitgliedstaaten grundsatz-
lich bis zum 21. Mai 2025 umzusetzen, wobei die Richtlinie zum Teil abweichende Umset-
zungsfristen vorsieht. Insbesondere muss ein Teil der Regelungen im Bereich der Geneh-
migungsverfahren bereits bis zum 1. Juli 2024 umgesetzt werden.

Die Anderungen fiigen sich in die Gesamtlinie Deutschlands ein, seine gesamte Klima-,
Energie- und Wirtschaftspolitik auf den 1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad auszurichten, zu dem
sich die Europaische Union im Rahmen des Ubereinkommens von Paris verpflichtet hat.
Die Stromversorgung soll im Jahr 2030 zu mindestens 80 Prozent auf erneuerbaren Ener-
gien beruhen. Fur die Erreichung dieses Ziels sind massive Anstrengungen beim Ausbau
der erneuerbaren Energien erforderlich.

B. LOsung
Dieser Gesetzesentwurf setzt die planungs- und genehmigungsrechtlichen Bestimmungen

der Richtlinie (EU) 2018/2001 in den Bereichen Windenergie an Land sowie Solarenergie
um.
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Es werden Anderungen im Gesetz zur Festlegung von Flachenbedarfen fur Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflichenbedarfsgesetz - WindBG), im Baugesetzbuch
(BauGB), Raumordnungsgesetz (ROG), im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
sowie im Gesetz fur den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz -
EEG 2023) vorgenommen.

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs lassen sich wie folgt zusammenfassen:
Planerische Ausweisung von Beschleunigungsgebieten

Im BauGB sowie im ROG soll eine Verpflichtung geregelt werden, sogenannte Beschleuni-
gungsgebiete fiir erneuerbare Energie gemaf? Art. 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 aus-
zuweisen.

Genehmigungsverfahren in Beschleunigungsgebieten

Fur Vorhaben im Bereich Windenergie an Land in den Beschleunigungsgebieten werden
die Anforderungen an die Genehmigungsverfahren im Windenergieflachenbedarfsgesetz
geregelt. Die Erleichterungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Umweltvertrag-
lichkeitspriifung, bei der Priifung nach 8 34 des Bundesnaturschutzgesetzes, bei der arten-
schutzrechtlichen Prufung und bei der Prifung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den
Bewirtschaftungszielen des Wasserhaushaltsgesetzes werden umgesetzt.
Genehmigungsverfahren auch auf3erhalb von Beschleunigungsgebieten

Die von der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Beschleunigungsmal3nahmen fur alle
Vorhaben auch auf3erhalb von Beschleunigungsgebieten werden im BImSchG umgesetzt.

Monitoring der Beschleunigungsgebiete

Um ein Monitoring zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten zu ermogli-
chen, werden die Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu Informations- und
Berichtspflichten im Rahmen des Bund-Lander-Kooperationsausschusses erweitert.

C. Alternativen

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der
durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 revidierten Fassung in den Bereichen Windenergie an
Land und Solarenergie umzusetzen und bestehende Regelungen richtlinienkonform anzu-
passen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand sind fir Bund, Lander und Kommunen nicht
Zu erwarten.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Fur die Burgerinnen und Burger entsteht kein Erfullungsaufwand.
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E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Die Vorhabentrager werden durch die Anderungen im Windenergieflachenbedarfsgesetz
entlastet, da die Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten vereinfacht werden. Die
Anpassungen sehen zwar MinderungsmalRnahmen bzw. Zahlungen in Artenhilfspro-
gramme vor. In der Summe ist aber von einer Entlastung auszugehen, da aufwendige Kar-
tierungen und umfangreiche Nachweise im Rahmen der Antragsunterlagen entfallen

Durch die Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsteht fur die Wirtschaft kein
Erfullungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch die Anderungen des Baugesetzbuchs und des Raumordnungsgesetzes entsteht kein
Erflllungsaufwand auf Ebene des Bundes. Fir die Planungstrager auf Ebene der Lander,
der Regionen und der Gemeinden entsteht ein Mehraufwand.

Durch die Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Windenergieflachen-
bedarfsgesetzes entsteht auf der Ebene des Bundes kein Erfiilllungsaufwand; auch fir die
Verwaltung der Lander ist kein zusatzlicher Erfillungsaufwand zu erwarten.

F. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten fur die Wirtschaft noch Kosten fiir die sozi-
alen Sicherungssysteme. Kosteniiberwéalzungen, die zu einer Erh6hung von Einzelpreisen
fuhren und Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, haben, sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Wirtschaft
und Klimaschutz, des Bundesministeriums fir Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen und des Bundesministeriums fir
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413
im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie”

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Windenergieflachenbedarfsgesetzes

Das Windenergieflachenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353), das zuletzt
durch ... [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Der Bezeichnung des Gesetzes werden folgende Warter angeflgt:

»und zur Genehmigungserleichterung in bestimmten Gebieten flr
erneuerbare Energien®

2. Dem § 2 wird folgende Nummer 4 angeflgt:
»4. Beschleunigungsgebiet far Windenergie an Land:
Gebiet nach § 249a des Baugesetzbuchs, nach § 28 des Raumordnungsgesetzes

und nach § 6a.

5. Beschleunigungsgebiet fur Solarenergie: Gebiet nach § 249c des Baugesetzbu-
ches und nach 8§ 29 des Raumordnungsgesetzes.”

3. Die Uberschrift des § 6 wird wie folgt gefasst:

!1§ 6
Genehmigungserleichterung in Windenergiegebieten®.

4. Nach § 6a werden die folgenden § 6b und § 6¢ eingefligt:

b Dieses Gesetz dient der Umsetzung von Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 des europaischen
Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der
Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Férderung von Energie
aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates.
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.3 6b
Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten fur Windenergie an Land

(1) Wird die Errichtung und der Betrieb oder die Anderung der Lage, der Beschaffen-
heit oder des Betriebs einer Windenergieanlage an Land und der dazugehdérigen Nebenan-
lagen im Sinne des 8 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in einem Be-
schleunigungsgebiet fur Windenergie an Land beantragt, ist im Zulassungsverfahren:

1. abweichend von den Vorschriften des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung eine Umweltvertraglichkeitsprifung,

2. abweichend von § 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes eine Prifung in Bezug
auf Natura 2000-Gebiete,

3. abweichend von den Vorschriften des 8§ 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
eine artenschutzrechtliche Prufung und

4. abweichend von den Vorschriften des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Pru-
fung der dort genannten Bewirtschaftungsziele

nicht durchzufihren, sofern Mafinahmen nach Absatz 2, 3 oder 4 angeordnet werden.
Satz 1 Nummer 1 gilt nicht fur Vorhaben, fur die nach § 54 des Gesetzes uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung eine grenziberschreitende Umweltvertraglichkeitsprifung durchzu-
fahren ist.

(2) Die zustandige Behorde fuihrt stattdessen ein Uberpriifungsverfahren auf Grund-
lage vorhandener Daten durch. Die Daten missen eine ausreichende rdumliche Genauig-
keit aufweisen und dirfen zum Zeitpunkt der Entscheidung Gber den Genehmigungsantrag
in der Regel nicht alter als fiinf Jahre sein. Fir das Uberprufungsverfahren legt der Trager
des Vorhabens Unterlagen Uber die Einhaltung der gemaf § 249a des Baugesetzbuches
oder gemal 8 28 des Raumordnungsgesetzes festgelegten Malinahmen und Uber etwaige
von ihm vorgeschlagene MalRnahmen vor, sowie Informationen dariber, wie mit diesen
MalRnahmen Umweltauswirkungen begegnet wird. Die Unterlagen sind zusatzlich zu den
nach Fachrecht erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die zustandige Behdrde Uberpruft,
ob das Vorhaben auch bei Durchfihrung der MaBhahmen héchstwahrscheinlich erhebliche
unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts der 6kologischen Empfind-
lichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz Uber die Umweltvertraglich-
keitsprifung haben wird, die bei der Umweltprifung nach § 8 des Raumordnungsgesetzes
oder des § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt wurden, und dadurch die Einhal-
tung der Vorschriften der 88 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewahrleistet ist. Sie prift weiter, ob fir das Vorhaben
eine Pflicht zur grenziiberschreitenden Umweltvertraglichkeitsprifung nach § 54 des Ge-
setzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung besteht. Sind die Unterlagen fiir das Uber-
prifungsverfahren vollstéandig, schliel3t die zustandige Behdrde das Verfahren innerhalb
von 45 Tagen ab, bei Antragen nach 8§ 16b Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes innerhalb von 30 Tagen.

(3) Trifft die zustandige Behorde im Uberprifungsverfahren nach Absatz 2 innerhalb
der Frist nach Absatz 2 Satz 7 keine begrindete Entscheidung dariber, ob héchstwahr-
scheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, die nicht durch
MalRnahmen nach Absatz 3 Satz 1 gemindert werden kdnnen, gelten die Vorschriften nach
88 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsge-
setzes als eingehalten. Trifft die zustandige Behdrde eine begriindete Entscheidung nach
Satz 1, wird sie auf der Internetseite der Behorde fur die Offentlichkeit zugéanglich gemacht.

(4) Ergibt das Uberpriifungsverfahren, dass héchstwahrscheinlich keine Auswirkun-
genim Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehdérde
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die erforderlichen Mal3nahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchfiihrung der ange-
ordneten Maflinahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der 88 34 und 44 Absatz 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes und des 8 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewéhrleistet.
Die Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben unberthrt.

(5) Ergibt das Uberprifungsverfahren, dass hochstwahrscheinlich Auswirkungen im
Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zustandige Behdrde geeignete
und verhaltnismafRige Minderungsmafnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. So-
weit solche MalRnahmen nicht verfligbar sind, ordnet die zustandige Behdrde geeignete und
verhaltnismafiige AusgleichsmafRnahmen an. Die Anforderungen nach sonstigen Vorschrif-
ten des Fachrechts bleiben unberthrt.

(6) Soweit MaRnahmen fir den Schutz von Arten nicht verfigbar oder Daten nicht
vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der
zustandigen Behorde zusammen mit der Genehmigung fur die Dauer des Betriebes als
jahrlich zu leistender Betrag festzusetzen. Die Hohe der Zahlung betragt:

1. 450 Euro je Megawatt installierter Leistung, sofern Schutzmaf3nahmen fir Vogel ange-
ordnet werden, die die Abregelung von Windenergieanlagen betreffen, oder Schutz-
maflinahmen, deren Investitionskosten héher als 17 000 Euro je Megawatt liegen,

2. ansonsten 3 000 Euro je Megawatt installierter Leistung.

Sie ist von dem Betreiber der Windenergieanlage als zweckgebundene Abgabe an den
Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind fir Ma3nahmen nach
§ 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, fir die nicht bereits nach
anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die der Sicherung oder Ver-
besserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von Windenergieanlagen be-
troffenen Arten dienen. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz soll im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzel-
heiten der nach Satz 5 erforderlichen Zahlung bestimmen. Eine Ausnahme nach § 45 Ab-
satz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes ist bei der Zulassung des Vorhabens nicht erforder-
lich.

(7) 86 istvorrangig anzuwenden.

(8) Von den in den Abséatzen 1 bis 6 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfah-
rens kann durch Landesrecht nicht abgewichen werden.

8§ 6C
Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten fiir Solarenergie

(1) Wird die Errichtung, der Betrieb oder die Anderung der Lage, der Beschaffenheit
oder des Betriebs einer Anlage zur Erzeugung von Strom oder Wéarme aus solarer Strah-
lungsenergie (Solarenergieanlage), der dazugehorigen Nebenanlagen im Sinne des § 3
Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und der dazugehorigen, nicht planfest-
stellungsbedurftigen Energiespeicheranlagen im raumlichen Zusammenhang mit der Solar-
energieanlage, in einem fur diese Vorhaben ausgewiesenen Beschleunigungsgebiet flr So-
larenergieanlagen beantragt, ist

1. [abweichend von den Vorschriften des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung, soweit danach fiir das jeweilige Vorhaben eine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, eine Umweltvertraglichkeitsprifung]



-7 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024 13:18

2. abweichend von § 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes eine Prifung in Bezug
auf Natura 2000-Gebiete,

3. abweichend von den Vorschriften des § 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
eine artenschutzrechtliche Prifung und

4. abweichend von den Vorschriften des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Pri-
fung der dort genannten Bewirtschaftungsziele

nicht durchzufihren, sofern MaRnahmen nach Absatz 2, 3 oder 4 angeordnet werden.

(2) Die zustandige Behorde fuihrt stattdessen ein Uberpriifungsverfahren auf Grund-
lage vorhandener Daten durch. Die Daten miissen eine ausreichende rdumliche Genauig-
keit aufweisen und dirfen zum Zeitpunkt der Entscheidung Gber den Genehmigungsantrag
in der Regel nicht lter als fiinf Jahre sein. Fir das Uberprufungsverfahren legt der Trager
des Vorhabens Unterlagen tber die Einhaltung der gemafi} § 249c des Baugesetzbuches
oder gemal 8 28 des Raumordnungsgesetzes festgelegten Malinahmen und tber etwaige
von ihm vorgeschlagene MalRBhahmen vor, sowie Informationen darlUber, wie mit diesen
Malnahmen Umweltauswirkungen begegnet wird. Die Unterlagen sind zusatzlich zu den
nach Fachrecht erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die zustandige Behorde Uberpriift,
ob das Vorhaben auch bei Durchfiihrung der MaBhahmen héchstwahrscheinlich erhebliche
unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts der 6kologischen Empfind-
lichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz tber die Umweltvertraglich-
keitspriufung haben wird, die bei der Umweltprifung nach § 8 des Raumordnungsgesetzes
oder des § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt wurden, und dadurch die Einhal-
tung der Vorschriften der 88 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und 8 27
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewahrleistet ist.

(3) Ergibt das Uberpriifungsverfahren, dass héchstwahrscheinlich keine Auswirkun-
gen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehorde
die erforderlichen Mal3nahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchfiihrung der ange-
ordneten MaRRnahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der 88 34 und 44 Absatz 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes und 8 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewabhrleistet. Die
Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben unberihrt.

(4) Ergibt das Uberpriifungsverfahren, dass héchstwahrscheinlich Auswirkungen im
Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zustandige Behodrde geeignete
und verhaltnismaRige Minderungsmafinahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. So-
weit solche MalRnahmen nicht verfligbar sind, ordnet die zustandige Behdrde geeignete und
verhaltnismaniige AusgleichsmafRnahmen an. Die Anforderungen nach sonstigen Vorschrif-
ten des Fachrechts bleiben unberthrt.

(5) Ein Vorhaben auf entwasserten Moorbdden ist nur zuldssig, wenn diese mit der
Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernasst werden. Die Anforderung ist vor Inbe-
triebnahme der Anlage durch Vorlage der wasserrechtlichen Zulassung nachzuweisen; in-
nerhalb von funf Jahren nach Inbetriebnahme ist der Abschluss der Wiedervernassung
nachzuweisen. Anstelle der in Satz 2 genannten Nachweise kann auch die Zahlungsbe-
rechtigung einer Solaranlage nach 8 37 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e oder das Inbe-
triebnahmeprotokoll einer Solaranlage nach § 48 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vorgelegt werden.

(6) Soweit MalRnahmen fir den Schutz von Arten nicht verfigbar oder Daten nicht
vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der
zustandigen Behodrde zusammen mit der Genehmigung fur die Dauer des Betriebes als
jahrlich zu leistender Betrag festzusetzen. Die Hohe der Zahlung betragt [25] Euro je Me-
gawatt installierter Leistung. Sie ist von dem Betreiber der Solarenergieanlage als zweck-
gebundene Abgabe an den Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium far
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind
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fur MalRnahmen nach 8§ 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, fur
die nicht bereits nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die
der Sicherung oder Verbesserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von So-
larenergieanlagen betroffenen Arten dienen. Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Kili-
maschutz soll im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die Einzelheiten der nach Satz 5 erforderlichen Zahlung bestimmen. Eine Aus-
nahme nach § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes ist bei der Zulassung des Vor-
habens nicht erforderlich.”

Artikel 2

Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 | S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 202) geandert worden ist, wird wie folgt ge-
andert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu 8§ 10 folgende Angabe eingeflgt:

,810a Sonderregelungen fiir das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001".
8§ 10 Absatz 5a wird aufgehoben.

Nach § 10 wird folgender § 10a eingefigt:

.8 10a

Sonderregelungen fiur das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie
2018/2001

(1) Die nachstehenden Abséatze finden erganzend Anwendung, wenn das Vorha-
ben eine Anlage betrifft, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forderung
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABI. L 328 vom
21.12.2018, S. 82; L 311 vom 25.9.2020, S. 11) in der jeweils geltenden Fassung fallt.

(2) Auf Antrag des Tragers des Vorhabens werden das Genehmigungsverfahren
sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die fir die Durchfihrung des Vorhabens
nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, Uber eine einheitliche Stelle abgewi-
ckelt.

(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt ein Verfahrenshandbuch fur Trager
von Vorhaben bereit und macht diese Informationen auch im Internet zuganglich. Dabei
geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben im Bereich erneuerbare Energie und
Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizitdit und Erneuerbare-Energie-Gemein-
schaften ein. In den im Internet verdffentlichten Informationen weist die einheitliche
Stelle auch darauf hin, fir welche Vorhaben sie zustandig ist und welche weiteren ein-
heitlichen Stellen im jeweiligen Land fur Vorhaben nach Absatz 1 zustandig sind.

(4) 8 7 der Verordnung uber das Genehmigungsverfahren ist mit folgenden Mafl3gaben

anzuwenden:
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Sind der Antrag und die Unterlagen vollstandig, bestatigt die Genehmigungsbehérde
die Vollstandigkeit des Antrags spatestens innerhalb von

a) 30 Tagen nach Eingang des Antrags, wenn der Antrag ein Vorhaben in einem Be-
schleunigungsgebiet nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsgeset-
zes betrifft,

b) 45 Tagen nach Eingang des Antrags, wenn der Antrag ein Vorhaben aul3erhalb
eines Beschleunigungsgebiets nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbe-
darfsgesetzes betrifft.

Sind der Antrag oder die Unterlagen nicht vollstandig, hat die Genehmigungsbehdrde
den Antragsteller innerhalb des Zeitraums nach Satz 1 aufzufordern, den Antrag oder
die Unterlagen unverziglich zu erganzen.

Nach Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen erstellt die Genehmigungsbehorde
einen Zeitplan fur das weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den Fallen des
Absatzes 2 der einheitlichen Stelle, andernfalls dem Antragsteller mit.

(5) Ab dem 21. November 2025 ist das Genehmigungsverfahren elektronisch
durchzufthren.

(6) Die Dauer des Genehmigungsverfahrens umfasst nicht die Dauer flir gericht-
liche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere Gerichtsverfahren sowie alternative
Streitbeilegungsverfahren einschlief3lich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen
Berufungsverfahren und Rechtsbehelfe. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit die
dort genannten Zeitrdume mit anderen behdrdlichen Etappen des Genehmigungsver-
fahrens zusammenfallen.”

§ 23b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3a wird aufgehoben.
b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefugt:

»(4a) 810a ist entsprechend anzuwenden.*

Artikel 3

Anderung des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung

Das Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom
22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 14b gestrichen.
Dem § 2 wird folgender Absatz 12 angefugt:

»(12) Stadtebauprojekte sind Bauvorhaben einer gewissen Grolie, die inrem Wesen
nach stadtisch sind und daher Wohnbauten, Geschaftsbauten oder Bauten, die Sozial-
, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen einschlie3lich der dafiir vorgesehenen Infrastruk-
tur beinhalten.”

8§ 14b wird aufgehoben.
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4. In Anlage 1 Nummer 18.7 werden die Warter ,,Stadtebauprojektes fur sonstige bauliche
Anlagen* ersetzt durch die Worter ,sonstigen Stadtebauprojektes*.

5. In Anlage 5 wird nach Nummer 1.18 die folgende Nummer 1.19 eingefugt:

,1.19 Infrastrukturgebieteplédne nach § 12j des Energiewirtschaftsgesetzes".

Artikel 4

Anderung des Baugesetzbuchs

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017

(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 394) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt ge&ndert:

a) Die Angabe zu § 245f wird wie folgt gefasst:

,§ 245f Uberleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Starkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfah-
ren und zur Anderung weiterer Vorschriften sowie des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2023/2413 im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie; Evaluierung*.

b) Die Angaben zu den 88 249a und 249b werden durch die folgenden Angaben er-
setzt:

»8 249a Beschleunigungsgebiete fur Windenergie an Land

§ 249b Sonderregelungen fur Erneuerbare-Energien-Gebiete, insbesondere Solarenergiegebiete

§ 249c Beschleunigungsgebiete fur Solarenergie

§ 249d Sonderregelung fur Vorhaben zur Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff aus erneuerbaren Energien

§ 249e Verordnungserméachtigungen zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Abbaubereichen des Braunkohletage-
baus.”

c) Nach der Angabe zu Anlage 2 wird folgende Angabe angeflgt:
+Anlage 3 (zu § 249a Absatz 2 Satz 3 und § 249c Absatz 2 Satz 3)".

§ 5 Absatz 2b wird wie folgt gefasst:

.(2b) Fur die Zwecke des § 35 Absatz 3 Satz 3, des § 249 Absatz 2, des § 249a
Absatz 1 und des § 249b Absatz 1 und des § 249c Absatz 1 kdnnen sachliche Teilfla-
chennutzungsplane aufgestellt werden; sie kdnnen auch fir Teile des Gemeindege-
biets aufgestellt werden."

§ 245f wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8 245f

Uberleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Starkung der Digitalisie-
rung im Bauleitplanverfahren und zur Anderung weiterer Vorschriften sowie des
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Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie
an Land und Solarenergie; Evaluierung®.

b) Folgender Absatz 3 wird angeflgt:

»(3) Abweichend von § 233 Absatz 1 sollen Windenergiegebiete im Sinne des
8§ 2 Nummer 1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes, fur die vor dem ... [ein-
setzen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 7] ein
Beschluss Uber die Aufstellung eines Flachennutzungsplans gefasst wurde, zu-
gleich als Beschleunigungsgebiete nach § 249a ausgewiesen werden."

4. Nach 8§ 249 werden die folgenden §8 249a bis 249c eingefugt:

.8 249a
Beschleunigungsgebiete fir Windenergie an Land

(1) Windenergiegebiete im Sinne des 8 2 Nummer 1 des Windenergieflachenbedarfs-
gesetzes sind im Flachennutzungsplan zusatzlich als Beschleunigungsgebiete darzustel-
len. Die Darstellung ist ausgeschlossen, soweit ein Beschleunigungsgebiet

1. in einem Natura 2000-Gebiet, in einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark oder in
der Kern- und Pflegezone eines Biospharenreservats im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes oder

2. in einem Gebiet mit bedeutendem Vorkommen einer oder mehrerer durch den Ausbau
der Windenergie betroffener Arten, das auf Grundlage von vorhandenen Daten zu be-
kannten Artvorkommen oder zu besonders geeigneten Lebensraumen ermittelt werden
kann,

liegt.

(2) Im Falle méglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln fur
wirksame Minderungsmafinahmen fir die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und ih-
rem Netzanschluss darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies
nicht moglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung sind Umweltauswirkungen nach Satz 1 nur Auswir-
kungen auf

1. die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzge-
setzes,

2. besonders geschitzte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und

3. die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes.

Die Darstellung von Regeln fir MinderungsmalRhahmen kann entsprechend dem Regel-
werk in Anlage 3 dieses Gesetzes erfolgen.

(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absatze 1 bis 2 zur Ausweisung von Be-
schleunigungsgebieten ist fur die Rechtswirksamkeit des Windenergiegebietes im Ubrigen
unbeachtlich.
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§ 249b
Sonderregelungen flr Solarenergiegebiete

(1) Die Gemeinde kann im Flachennutzungsplan grundsatzlich geeignete Bereiche im
AulRenbereich fur bestimmte Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, auch in
Kombination und im raumlichen Zusammenhang mit bestimmten, nicht planfeststellungs-
pflichtigen Vorhaben zur Speicherung von elektrischer oder thermischer Energie, darstellen
(Solarenergiegebiete). In diesen Gebieten sind die im Plan bezeichneten Vorhaben dann
zulassig, wenn

1. offentliche Belange, soweit sie nicht bereits bei der Darstellung des Solarenergiege-
biets abgewogen worden sind, nicht entgegenstehen,

2. die ausreichende ErschlieRung gesichert ist und

3. die Voraussetzungen des § 35 Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 hinsichtlich
der Rickbau- und Bodenentsiegelungsverpflichtung gegeben sind.

8§ 36 ist entsprechend anzuwenden.

(2) In Solarenergiegebieten kdnnen den im Plan bezeichneten Vorhaben nicht entge-
gengehalten werden:

1. die Belange des Denkmalschutzes sowie die in 8§ 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 und 7
genannten Belange,

2. eine Beeintrachtigung des Erholungswertes der Landschaft oder eine Verunstaltung
des Orts- und Landschaftsbildes und

3. Belange des Bodenschutzes, wenn durch Vorgaben im Plan sichergestellt wird, dass
die naturlichen Funktionen des Bodens durch die Verwirklichung des Vorhabens vo-
raussichtlich nicht beeintrachtigt oder Beeintrachtigungen durch geeignete Ausgleichs-
mafinahmen vorzugsweise am Standort des Vorhabens kompensiert werden.

Die Berucksichtigung der in Satz 1 genannten Belange im Rahmen der planerischen Ab-
wagung gemal 8 1 Absatz 7 bleibt unberthrt. Sind aufgrund der Darstellung von Solar-
energiegebieten in einem Flachennutzungsplan Handlungen zu erwarten, denen Bestim-
mungen der Erklarung zur Unterschutzstellung eines Landschaftsschutzgebietes entgegen-
stehen, entscheidet die zustéandige Behorde auf Antrag der Gemeinde tber eine Ausnahme
oder Befreiung von diesen Bestimmungen vor der Aufstellung, Anderung oder Erganzung
des Flachennutzungsplans.

(3) Die Lander kdnnen durch Gesetz bestimmen, dass in Raumordnungsplanen fest-
gelegt werden kann, dass in Vorranggebieten fur Solarenergie fur die vorrangigen Vorha-
ben im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 der Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und Satz 3 sowie
Absatz 2 gelten.

(4) Soweit sich Solarenergiegebiete mit Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Num-
mer 1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes Uberschneiden, ist der Windenergienut-
zung der Vorrang einzurdumen. Dazu ist fur Vorhaben im Sinne von Absatz 1 Satz 1 als
weitere Zulassigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklarung abzugeben, das Vorha-
ben zurtckzubauen oder seinen Rickbau zu dulden, soweit dies fir die Errichtung, die
Anderung oder den Betrieb einer vorrangigen Windenergieanlage erforderlich ist. Die Ge-
nehmigungsbehdrde soll die Einhaltung dieser Verpflichtung entsprechend § 35 Absatz 5
Satz 3 sicherstellen.
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§ 249c
Beschleunigungsgebiete flr Solarenergie

(1) Solarenergiegebiete im Sinne des § 249b Absatz 1 kénnen im Flachennutzungs-
plan zuséatzlich als Beschleunigungsgebiete dargestellt werden. Soweit ein Beschleuni-
gungsgebiet

1. in einem Natura 2000-Gebiet, in einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark, in der
Kern- und Pflegezone eines Biospharenreservats im Sinne des Bundesnaturschutzge-
setzes, in einem nationalen Naturmonument im Sinne des Bundesnhaturschutzgesetzes
oder

2. in einem Gebiet mit bedeutendem Vorkommen einer oder mehrerer Arten, die das Ge-
biet regelmaRig nutzen und bei denen ein dauerhafter Verlust des Lebensraums durch
den Ausbau der Solarenergie wahrscheinlich ist,

liegt, gilt die Darstellung nur fir dortige Flachen, die kinstlich oder bereits bebaut sind und
als nicht 6kologisch sensibel eingeschatzt werden. Gewasser sind von der Darstellung als
Beschleunigungsgebiet ausgeschlossen.

(2) Im Falle mdglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln fur wirk-
same Minderungsmafl3hahmen darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder,
falls dies nicht moglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des
Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung sind Umweltauswirkungen nach Satz 1
nur Auswirkungen auf

1. die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzge-
setzes,

2. besonders geschitzte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und

3. die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes.

Die Darstellung von Regeln fir Minderungsmafnahmen kann entsprechend dem Regel-
werk in Anlage 3 erfolgen.

(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absatze 1 und 2 zur Darstellung von Be-
schleunigungsgebieten ist fir die Rechtswirksamkeit des Solarenergiegebietes im Ubrigen
unbeachtlich.”

5. Die bisherigen 88 249a und 249b werden die 88 249d und 249e.

6. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingeflgt:

~<Anlage 3
(zu 8 249a Absatz 2 Satz 3 und 8 249c Absatz 2 Satz 3)

[Regeln fir Minderungsmalinahmen
Abschnitt 1: Regeln fur Minderungsmaf3nahmen fiir Windenergie an Land
Bei der Zulassung von Windenergieanlagen an Land und der dazugehdrigen Neben-

anlagen in Beschleunigungsgebieten sind wirksame Minderungsmafinahmen anzuord-
nen, um mogliche negative Auswirkungen auf die Erhaltungsziele im Sinne des § 7
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Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf besonders und streng ge-
schitzte Arten nach 8§ 7 Absatz 2 Nummer 13 und 14 des Bundesnaturschutzgesetzes
und auf die Bewirtschaftungsziele im Sinne des 8§ 27 des Wasserhaushaltsgesetzes
(negative Auswirkungen) zu vermeiden, oder falls dies nicht mdglich ist, erheblich zu
verringern.

Folgende Regeln fir Minderungsmaflnahmen gem. § 249a Abs. 3 BauGB sind bei der
Anordnung zu beachten:

1. Allgemeine Regeln

e Im Zuge der Ausweisung eines Beschleunigungsgebietes erfolgt die Zusam-
menstellung von Regeln zur Anordnung und Durchfiihrung geeigneter Minde-
rungsmafnahmen. Diese sind auf die Besonderheiten des jeweiligen Beschleu-
nigungsgebietes und die damit einhergehenden mdglichen negativen Auswir-
kungen abzustimmen.

o Die Zusammenstellung der Regeln erfolgt unter Bertcksichtigung der vorha-
benspezifischen Wirkfaktoren sowie der zu identifizierenden Arten und Lebens-
raume, fur die negative Auswirkungen zu erwarten sind.

o Die Regeln beinhalten einen Malinahmenkatalog fur bau-, anlage- und be-
triebsbedingt erforderliche Minderungsmaf3nahmen fr das jeweilige Beschleu-
nigungsgebiet.

e Die Genehmigungsbehdrden haben aus einem MalRnahmenkatalog fur jedes
Beschleunigungsgebiet geeignete und wirksame Minderungsmalnahmen an-
zuordnen. Hierfur wird den Landesbehérden ein Bundesleitfaden zur Verfligung
gestellt.

e Als Regeln fur die Anordnung von Minderungsmafinahmen auf der Genehmi-
gungsebene sind Kriterien festzulegen, anhand derer aus dem MalRhahmenka-
talog konkrete MalRhahmen auszuwahlen sind.

2. Regeln fur die Anordnung von Minderungsmal3nahmen fur den Arten- und Ha-
bitatschutz

Um negative Auswirkungen auf besonders und streng geschitzte Arten sowie auf flr
die Wahrung der Erhaltungsziele wesentliche Arten und Lebensraume der Natura
2000-Gebiete zu vermeiden, sind MaRnahmen fur baubedingte, anlagenbedingte und
betriebsbedingte Beeintrachtigungen/negative Auswirkungen durch Windenergieanla-
gen und Nebenanlagen anzuordnen. Die Mal3nhahmen muissen geeignet und wirksam
sein, um den Eintritt der Verbotstatbestdnde nach § 44 Absatz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie mogliche erhebliche Beeintrachtigungen auf ein Natura 2000-
Gebiet im Sinne des § 34 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu vermeiden. Bei
der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten hat der Planungstrager geeignete Re-
geln aufzustellen, um einen mdglichst naturvertraglichen Ausbau sicherzustellen. Hier-
bei soll er auch Regeln zur technischen Ausgestaltung in Betracht ziehen (z.B. Hohe
der Rotorunterkante).

Regeln zur Vermeidung bzw. Verringerung errichtungs-, anlage- und betriebsbedingte
negativen Auswirkungen sind:

e Anordnung von geeigneten und fachlich anerkannten Standard-Minderungs-
mafl3nahmen
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¢ Anordnung von MalRnahmen zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefahrdeter
Vogelarten und FFH-Anhang IV-Arten

e Zum Schutz von Vorkommen kollisionsgeféhrdeter Brutvogelarten (Einzelbrut-
platze) sind insbesondere Schutzmaflinahmen nach der Anlage 1 Abschnitt 2
des Bundesnaturschutzgesetzes vorzusehen.

e Zum Schutz von Fledermausen sind bei Windenergieanlagen an Land stets Ab-
regelungen vorzusehen, die [in der Regel] auf Grundlage einer zweijahrigen
akustischen Erfassung der Fledermausaktivitat im Gondelbereich anzupassen
sind.

e Anordnung von Maflinahmen zum Schutz von Vorkommen errichtungs-, anlage-
und betriebsbedingt storungsempfindlicher Vogelarten und FFH-Anhang IV-Ar-
ten

e Anordnung von MalBhahmen zum Schutz vor errichtungs-, anlage- und be-
triebsbedingtem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestatten von Vogelarten
und FFH-Anhang IV-Arten

e Anordnung von MalRnahmen zum Schutz der fir die Wahrung der Erhaltungs-
ziele wesentlichen Arten und Lebensraumen

e Dbei Auswirkungen auf Brut- und Rastgebiete, Kolonien, Schlafplatzgemein-
schaften oder sonstige Ansammlungen kollisionsgefahrdeter oder stérungs-
empfindlicher Vogelarten sind geeignete und wirksame Minderungsmalf3nah-
men anzuordnen.

Die Konkretisierung der Regeln fir MinderungsmafZnahmen im Sinne von Anlage 3
sowie die Konkretisierung des MalRhahmenkataloges fir die Ableitung und Anordnung
von MinderungsmalRnahmen auf Genehmigungsebene erfolgt untergesetzlich.

Neuartige Minderungsmafnahmen kdnnen im Einzelfall fir einen begrenzten Zeitraum
in Form von Pilotprojekten auf der Zulassungsebene angeordnet werden, sofern die
Wirksamkeit dieser MinderungsmalRnahmen genau Uberwacht wird und, falls sie sich
als nicht wirksam erweisen sollten, sofort geeignete Schritte unternommen werden]

3. Regeln fur die Anordnung von MinderungsmalBhahmen fir den Gewasser-
schutz

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer vor-
gesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewasser ein-
schlie3lich seines Ufers oder auf einer fir die Gewasserentwicklung vorgesehenen an-
grenzenden Flache nicht eingehalten werden kdénnen, ist dem, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Ge-
wasser bzw. auf dieser Flache abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird. ]

Abschnitt 2: Regeln fur Minderungsmalinahmen fur Solarenergieanlagen

[wird noch im Rahmen der Ressortabstimmung erganzt]”.
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Artikel 5

Anderung des Raumordnungsgesetzes

Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geéandert worden
ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 27 werden folgende Angaben eingefugt:
,§ 28 Sonderregelung fir Windenergie an Land

§ 29 Sonderregelung fiir Solarenergie*

b) Nach der Angabe zu Anlage 2 wird folgende Angabe angeflgt:

+Anlage 3 (zu § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2)“.
2. 87 Absatz 3 Satz 6 und 7 wird aufgehoben.
3. 8§27 Absatz 4 wird aufgehoben.

4. Nach § 27 werden die folgenden § 28 und § 29 eingeflgt:

.8 28
Sonderregelung fur Windenergie an Land

(1) Auf Windenergiegebiete nach 8 2 Nummer 1 des Windenergieflachenbedarfsge-
setzes sind vorrangig die 88 245e und 249 des Baugesetzbuchs anzuwenden; § 7 Absatz
3 Satz 3 bis 5 findet keine Anwendung.

(2) Windenergiegebiete nach 8 2 Nummer 1a des Windenergieflachenbedarfsge-
setzes werden, soweit sie nicht in

1. Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationalparks sowie Kern- und Pflegezo-
nen von Biospharenreservaten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. Gebieten mit bedeutenden Vorkommen mindestens einer durch den Ausbau der Wind-
energie betroffenen Art, die auf Grundlage vorhandener Daten zu bekannten Artvor-
kommen oder zu besonders geeigneten Lebensraumen ermittelt werden kdnnen,

liegen, zusétzlich als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen. Im Rahmen laufender
Planaufstellungsverfahren zur Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 2 Nummer la
des Windenergieflachenbedarfsgesetzes sollen jene Gebiete zugleich als Beschleuni-
gungsgebiete ausgewiesen werden; § 27 Absatz 1 ist insoweit nicht anzuwenden. Bei der
Ausweisung der Beschleunigungsgebiete werden Regeln fur wirksame Minderungsmal3-
nahmen fur die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und deren Netzanschluss festge-
legt, um maogliche negative Auswirkungen vorrangiger Vorhaben auf

1. Erhaltungsziele nach 8§ 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. besonders geschiitzte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und
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3. Bewirtschaftungsziele nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes

zu vermeiden oder, falls dies nicht mdglich ist, erheblich zu verringern. Die Festlegung von
Regeln flir Minderungsmafnahmen kann [entsprechend dem Regelwerk in Anlage 3 dieses
Gesetzes erfolgen].

(3) Eine Verletzung der Vorschriften des Absatzes 2 Uber die zusétzliche Ausweisung
als Beschleunigungsgebiet ist fr die Rechtswirksamkeit des Vorranggebiets unbeachtlich.

§29
Sonderregelung fur Solarenergie

(1) AufVorranggebiete fir Solarenergie findet 8 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 keine Anwen-
dung.

(2) Vorranggebiete fur Solarenergie kdnnen, soweit sie nicht

1. in Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationalparks, Kern- und Pflegezonen
von Biospharenreservaten sowie Nationalen Naturmonumenten im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes,

2. in Gebieten mit bedeutenden Vorkommen mindestens einer Art, die das Gebiet regel-
mafRig nutzt und bei der ein dauerhafter Verlust des Lebensraums durch den Ausbau
der Solarenergie wahrscheinlich ist, oder

3. inund Uber Gewassern

liegen, zuséatzlich als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen werden. § 28 Absatz 2 Satz 3
und 4 sowie Absatz 3 finden entsprechend Anwendung.”

5. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingeflgt:

~<Anlage 3
(zu 8§ 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2)

[Regeln fir Minderungsmalinahmen
Abschnitt 1: Regeln fir Minderungsmaflinahmen fur Windenergieanlagen an Land

Bei der Zulassung von Windenergieanlagen an Land und der dazugehdrigen Neben-
anlagen in Beschleunigungsgebieten sind wirksame Minderungsmafinahmen anzuord-
nen, um mogliche negative Auswirkungen auf die Erhaltungsziele im Sinne des 8 7
Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf besonders und streng ge-
schitzte Arten nach 8§ 7 Absatz 2 Nummer 13 und 14 des Bundesnaturschutzgesetzes
und auf die Bewirtschaftungsziele im Sinne des 8§ 27 des Wasserhaushaltsgesetzes
(negative Auswirkungen) zu vermeiden, oder falls dies nicht mdglich ist, erheblich zu
verringern.

Folgende Regeln fir Minderungsmaflnahmen gem. § 249a Abs. 3 BauGB sind bei der
Anordnung zu beachten:

1. Allgemeine Regeln
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e Im Zuge der Ausweisung eines Beschleunigungsgebietes erfolgt die Zusam-
menstellung von Regeln zur Anordnung und Durchfiihrung geeigneter Minde-
rungsmafnahmen. Diese sind auf die Besonderheiten des jeweiligen Beschleu-
nigungsgebietes und die damit einhergehenden mdglichen negativen Auswir-
kungen abzustimmen.

e Die Zusammenstellung der Regeln erfolgt unter Berlcksichtigung der vorha-
benspezifischen Wirkfaktoren sowie der zu identifizierenden Arten und Lebens-
raume, fur die negative Auswirkungen zu erwarten sind.

e Die Regeln beinhalten einen Maflinahmenkatalog fur bau-, anlage- und be-
triebsbedingt erforderliche Minderungsmaf3nahmen fur das jeweilige Beschleu-
nigungsgebiet.

e Die Genehmigungsbehotrden haben aus einem MalRRnhahmenkatalog fur jedes
Beschleunigungsgebiet geeignete und wirksame Minderungsmalnahmen an-
zuordnen. Hierflir wird den Landesbehdorden ein Bundesleitfaden zur Verfigung
gestellt.

e Als Regeln fir die Anordnung von Minderungsmafnahmen auf der Genehmi-
gungsebene sind Kriterien festzulegen, anhand derer aus dem MalRhahmenka-
talog konkrete MalRBhahmen auszuwahlen sind.

2. Regeln fur die Anordnung von Minderungsmafinahmen fur den Arten- und Ha-
bitatschutz

Um negative Auswirkungen auf besonders und streng geschiitzte Arten sowie auf fur
die Wahrung der Erhaltungsziele wesentliche Arten und Lebensraume der Natura
2000-Gebiete zu vermeiden, sind Mal3nahmen fir baubedingte, anlagenbedingte und
betriebsbedingte Beeintrachtigungen/negative Auswirkungen durch Windenergieanla-
gen und Nebenanlagen anzuordnen. Die MaBhahmen missen geeignet und wirksam
sein, um den Eintritt sdmtlicher Verbotstatbestande nach § 44 Absatz 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie mogliche erhebliche Beeintrachtigungen auf ein Natura 2000-
Gebiet im Sinne des § 34 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu vermeiden. Bei
der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten hat der Planungstrager geeignete Re-
geln aufzustellen, um einen mdglichst naturvertraglichen Ausbau sicherzustellen. Hier-
bei soll er auch Regeln zur technischen Ausgestaltung in Betracht ziehen (z.B. Hohe
der Rotorunterkante).

Regeln zur Vermeidung bzw. Verringerung errichtungs-, anlage- und betriebsbedingte
negativen Auswirkungen sind:

e Anordnung von geeigneten und fachlich anerkannten Standard-Minderungs-
maflnahmen

¢ Anordnung von MalRnahmen zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefahrdeter
Vogelarten und FFH-Anhang IV-Arten

e Zum Schutz von Vorkommen kollisionsgeféhrdeter Brutvogelarten (Einzelbrut-
platze) sind insbesondere Schutzmaflinahmen nach der Anlage 1 Abschnitt 2
des Bundesnaturschutzgesetzes vorzusehen.

e Zum Schutz von Fledermausen sind bei Windenergieanlagen an Land stets Ab-
regelungen vorzusehen, die [in der Regel] auf Grundlage einer zweijahrigen
akustischen Erfassung der Fledermausaktivitat im Gondelbereich anzupassen
sind.
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e Anordnung von Malinahmen zum Schutz von Vorkommen errichtungs-, anlage-
und betriebsbedingt storungsempfindlicher Vogelarten und FFH-Anhang IV-Ar-
ten

e Anordnung von MalBhahmen zum Schutz vor errichtungs-, anlage- und be-
triebsbedingtem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestatten von Vogelarten
und FFH-Anhang IV-Arten

e Anordnung von Mal3nahmen zum Schutz der fir die Wahrung der Erhaltungs-
ziele wesentlichen Arten und Lebensrdumen

e bei Auswirkungen auf Brut- und Rastgebiete, Kolonien, Schlafplatzgemein-
schaften oder sonstige Ansammlungen kollisionsgeféahrdeter oder stérungs-
empfindlicher Vogelarten sind geeignete und wirksame Minderungsmafnah-
men anzuordnen.

Die Konkretisierung der Regeln fir Minderungsmafinahmen im Sinne von Anlage 3
sowie die Konkretisierung des Maflinahmenkataloges fir die Ableitung und Anordnung
von Minderungsmalinahmen auf Genehmigungsebene erfolgt untergesetzlich.

Neuartige Minderungsmafnahmen kdnnen im Einzelfall fir einen begrenzten Zeitraum
in Form von Pilotprojekten auf der Zulassungsebene angeordnet werden, sofern die
Wirksamkeit dieser Minderungsmal3nahmen genau Uberwacht wird und, falls sie sich
als nicht wirksam erweisen sollten, sofort geeignete Schritte unternommen werden.

3. Regeln fur die Anordnung von Minderungsmal3nahmen fur den Gewasser-
schutz

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer vor-
gesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewasser ein-
schliel3lich seines Ufers oder auf einer fur die Gewasserentwicklung vorgesehenen an-
grenzenden Flache nicht eingehalten werden kénnen, ist dem, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Ge-
wasser bzw. auf dieser Flache abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird.]

Abschnitt 2: Regeln flir Minderungsmalinahmen flir Solarenergieanlagen

[wird noch im Rahmen der Ressortabstimmung ergéanzt]*

Artikel 6

Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), das zuletzt

durch ... [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 97 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge&ndert:
aa) In Nummer 2 werden die Worter ,,das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert worden ist,” durch die Waorter
»in der jeweils geltenden Fassung” ersetzt und das Wort ,und” gestrichen.
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bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und”“ ersetzt.

cc) Folgende Nummer 4 wird angefligt: ,Beschleunigungsgebiete im Sinne des
§ 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes®.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 4 wird das Wort ,,und” gestrichen.

bb) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und”“ ersetzt.

cc) Folgende Nummer 6 wird angefugt: ,zur Anzahl und zum Umfang der Be-

schleunigungsgebiete im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflachen-
bedarfsgesetzes “.

2. 8§98 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) Nach den Wortern ,Vorschriften des Windenergieflachenbedarfsgesetzes*
werden die Warter ,und von Beschleunigungsgebieten im Sinne des § 2 Num-
mer 4 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes” eingeflgt.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,werden“ die Woérter ,und Beschleuni-
gungsgebiete im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsge-
setzes sind“ eingeflgt.

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort ,Bauleitplanung” die Wérter ,,,einschliel3-
lich der Angabe, zu welchem Anteil es sich dabei um Beschleunigungsgebiete
im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes handelt”
eingefigt.

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angeflgt: ,Ab dem 1. Januar 2026 umfasst der
Bericht nach Absatz 3 zusatzlich eine Bewertung zum Stand der Ausweisung von

Beschleunigungsgebieten nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsge-
setzes.”

Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Okto-
ber 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Férderung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABI. L, 2023/2413,
31.10.2023) ist am 20. November 2023 in Kraft getreten.

Die geanderte Richtlinie (EU) 2018/2001 sieht vor, dass die Erzeugung von Energie aus
erneuerbaren Quellen auf mindestens 42,5 Prozent bis zum Jahr 2030 gesteigert werden
muss. Um dieses Ziel zu erreichen, sind in der Richtlinie Mal3hahmen vorgesehen, um die
Genehmigungsverfahren fur Projekte im Bereich erneuerbarer Energien deutlich zu be-
schleunigen. Die Artikel 16 ff. der Richtlinie (EU) 2018/2001 enthalten hierzu Regelungen
zum Verwaltungsverfahren bei der Genehmigung von Anlagen zur Produktion von Energie
aus erneuerbaren Quellen.

Eine wesentliche Beschleunigungsmal3inahme besteht darin, dass in den Mitgliedstaaten
sogenannte Beschleunigungsgebiete fir erneuerbare Energie ausgewiesen werden. In den
Beschleunigungsgebieten werden Vorhaben sodann in einem vereinfachten und beschleu-
nigten Verfahren unter den besonderen Erleichterungen und Vorgaben des Artikels 16a
zugelassen.

Daruber hinaus trifft Artikel 16 Regelungen fur alle unter die Richtlinie fallenden Genehmi-
gungsverfahren, Artikel 16b fur Genehmigungsverfahren fir Vorhaben auf3erhalb von Be-
schleunigungsgebieten. Damit soll eine weitere Vereinfachung und Verkiirzung der Geneh-
migungsverfahren fur Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie insgesamt erreicht
werden. Die Vorgaben gehen teilweise Uber bereits im Immissionsschutzrecht des Bundes
vorhandene Regelungen hinaus.

Die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2023/2413 sind von den Mitgliedstaaten grundsatz-
lich spatestens bis zum 21. Mai 2025 umzusetzen, wobei ein Teil der Regelungen im Be-
reich der Genehmigungsverfahren bereits bis zum 1. Juli 2024 umgesetzt werden muss.

Die Anderungen flgen sich in die Gesamtlinie Deutschlands ein, seine gesamte Klima-,
Energie- und Wirtschaftspolitik auf den 1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad auszurichten, zu dem
sich die Europaische Union im Rahmen des Ubereinkommens von Paris verpflichtet hat.
Die Stromversorgung soll im Jahr 2030 zu mindestens 80 Prozent auf erneuerbaren Ener-
gien beruhen. Fur die Erreichung dieses Ziels sind massive Anstrengungen beim Ausbau
der erneuerbaren Energien erforderlich.

Il Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Dieser Gesetzesentwurf setzt die planungs- und genehmigungsrechtlichen Bestimmungen
der Richtlinie (EU) 2018/2001 in den Bereichen Windenergie an Land sowie Solarenergie
um.

Hierzu werden Anderungen im Windenergieflaichenbedarfsgesetz (WindBG), im Bauge-
setzbuch (BauGB), Raumordnungsgesetz (ROG), im Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) sowie im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) vorgenommen.
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Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs lassen sich wie folgt zusammenfassen:
Vorgaben fir die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten

Im BauGB sowie im ROG soll geregelt werden, sogenannte Beschleunigungsgebiete fur
Windenergie an Land und Solarenergie gemal3 Art. 15¢ der Richtlinie (EU) 2018/2001 aus-
zuweisen.

Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten

Fur Vorhaben im Bereich der Windenergie an Land in den Beschleunigungsgebieten wer-
den Sonderregelungen Uber das Zulassungsverfahren geschaffen. Die Modifikationen und
Erleichterungen der Richtlinie im Hinblick auf die Umweltvertraglichkeits- und artenschutz-
rechtlichen Prifung werden umgesetzt.

Genehmigungsverfahren auch auf3erhalb von Beschleunigungsgebieten

Die von der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Beschleunigungsmal3nahmen fur alle
Vorhaben auch auf3erhalb von Beschleunigungsgebieten werden im BImSchG umgesetzt.

Monitoring der Beschleunigungsgebiete

Um ein Monitoring zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten zu ermégli-
chen, werden die Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu Informations- und
Berichtspflichten im Rahmen des Bund-Lander-Kooperationsausschusses erweitert.

Keine gesetzliche Umsetzung erfordert dagegen Artikel 15b der Richtlinie (EU) 2018/2001.
Die dort vorgesehene Erfassung des inlandischen Flachenpotenzials erfolgt auf Grundlage
der im Auftrag des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz erstellten Studie
"Analyse der Flachenverfligbarkeit fir Windenergie an Land post-2030". Anhand der fur die
Nutzung der Windenergie einschlagigen Kriterien werden hier die Potenzialflachen unter-
sucht und abgegrenzt. Es ist zu erwarten, dass der Umfang der dort dargestellten Potenzi-
alflachen Uber den fir den nationalen Beitrag Deutschlands in Hohe eines Anteils von 40
Prozent erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch zum EU-Gesamtziel bis
zum Jahr 2030 erforderlichen Umfang deutlich hinausgehen wird. Die Ausweisung der Fl&-
chen, welche mit den Ausbauzielen des EEG und dem im deutschen nationalen Energie-
und Klimaplan festgelegten Zielpfaden im Einklang stehen, erfolgt in Deutschland in den
Raumordnungs- oder Flachennutzungspl&nen der Lander bzw. Kommunen.

. Alternativen

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der
durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 revidierten Fassung in den Bereichen Windenergie an
Land und Solarenergie umzusetzen und bestehende Regelungen richtlinienkonform anzu-
passen.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Windenergieflachenbe-
darfsgesetzes und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (Artikel 1 und 6 dieses Gesetzes)
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (GG). Diese Artikel fal-
len in den Bereich des Rechts der Wirtschaft, das auch die Energiewirtschaft einschlie3lich
der Erzeugung und Verteilung von Energie umfasst. Eine bundesgesetzliche Regelung im
Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit er-
forderlich. Das Windenergieflachenbedarfsgesetz und das Erneuerbare-Energien-Gesetz
dienen der bundeseinheitlich ausgestalteten Forderung von klima- und umweltpolitisch
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besonders gewtinschter Technologien, speziell durch vereinfachte Vorgaben zur Zulassung
der dazugehorigen Einrichtungen. Die Stromversorgung ist bundeseinheitlich zu regeln. Ein
Bezug auf Landesgrenzen wirde zu Wettbewerbsverzerrungen im landertbergreifend or-
ganisierten Strommarkt fihren. Zum Teil stiitzen sich die Regelungen in Artikel 1 auch auf
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 29 (Naturschutz).

Soweit Artikel 1 Regelungen zum Verwaltungsverfahren enthalt, werden diese nach Arti-
kel 84 Absatz 1 Satz 5 GG ohne Abweichungsmadglichkeit durch die Lander geregelt (siehe
den Entwurf des 8§ 6b Absatz 7 WindBG). Das besondere Bedrfnis fir eine bundesrechtli-
che Regelung ergibt sich aus den folgenden Erwédgungen: 8 6b des Windenergieflachen-
bedarfsgesetzes regelt die Zulassung von Windenergieanlagen an Land in Beschleuni-
gungsgebieten. Die Regelung enthalt Sondervorschriften zu den Regelungen des immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens, das im Bundes-Immissionsschutzgesetz
ebenfalls abweichungsfest geregelt ist (siehe § 73 BImSchG). Bundesrechtliche Standards
sind bei der Genehmigung von Windenergieanlagen in Beschleunigungsgebieten ebenso
erforderlich wie bei Vorhaben aulRerhalb von Beschleunigungsgebieten. Insofern gelten die
Erwagungen, die im Bereich des Bundes-Immissionsschutzrechtes das Bedurfnis einer
bundeseinheitlichen Regelung begriinden (siehe zuletzt Bundestags-Drucksache 20/7502,
Seite 16) entsprechend. Ohne die Vorschrift des § 6b Absatz 7 WindBG konnten die Lander
von den Vorgaben des 8§ 6b WindBG insoweit abweichen, wie die Richtlinie 2018/2001 den
Mitgliedstaaten Spielraume bei der Umsetzung des europdaischen Rechts lasst. Dies wiirde
zu einem Auseinanderfallen der genehmigungsrechtlichen Anforderungen an Windenergie-
anlagen an Land in den verschiedenen Bundeslandern fithren. Bundeseinheitliche Stan-
dards sind jedoch erforderlich, um den erforderlichen Umweltschutz sowie die Funktionsfa-
higkeit des Wirtschaftsraumes der Bundesrepublik Deutschland auf einheitlichem Niveau
zu gewabhrleisten und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Diese Notwendigkeit bun-
deseinheitlicher Standards bezieht sich nicht nur auf materiellrechtliche, sondern auch auf
verfahrensrechtliche Anforderungen, da die materiellen Standards nur mithilfe des entspre-
chenden Verfahrensrechts effektiv durchgesetzt werden kénnen. Ein Auseinanderfallen des
Zulassungsrechts fur Windenergieanlagen wirde erhebliche Hemmnisse fur den Windener-
gieausbau an Land begrinden, damit dem Beschleunigungsziel der Richtlinie (EU)
2018/2001 zuwiderlaufen und das Erreichen der Ausbauziele des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes gefahrden. Bei der Genehmigung von Anlagen ist eine bundesweite Standardi-
sierung des behdordlichen Vorgehens Voraussetzung fiir eine effiziente Bearbeitung von
Antragsunterlagen, eine bundesweit einheitliche Offentlichkeitsbeteiligung und rasche be-
hordliche Entscheidungen. Einheitliche Standards gewahrleisten hier zudem, dass Investi-
tionen nicht in Regionen verlagert werden, in denen Betreiber wirtschaftliche Vorteile ver-
muten, etwa weil sie davon ausgehen, dass behdérdliche Entscheidungen dort schneller er-
folgen oder Anforderungen weniger anspruchsvoll sind. Dartiber hinaus setzen einfache
und ziigige Abstimmungen zwischen Behérden unterschiedlicher Lander sowie eine gleich-
mafige Burgerbeteiligung bei Vorhaben, bei denen mit lander- oder grenziiberschreitenden
Auswirkungen zu rechnen ist, ein aufeinander abgestimmtes, einheitlichen Regeln folgen-
des Vorgehen verschiedener Verwaltungstrager voraus. Zuletzt wiirde das Tatigwerden
von Windenergie-Projektierern in verschiedenen Bundeslandern durch ein Auseinanderfal-
len des Zulassungsrechts erheblich erschwert und dadurch der Ausbau der Windenergie
an Land verzogert. Artikel 1 regelt das Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikel 84 Ab-
satz 1 Satz 5 des Grundgesetzes ohne Abweichungsmdoglichkeit durch die Lander. Hieraus
ergibt sich das Erfordernis der Zustimmung durch den Bundesrat.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Artikel 2 dieses Gesetzes) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 (Recht
der Wirtschaft) und aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 des Grundgesetzes. Hinsichtlich
der Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes
ist eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes
zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. Artikel 2 regelt das Verwal-
tungsverfahren im Sinne des Artikel 84 Absatz 1 Satz5 des Grundgesetzes ohne
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Abweichungsmaoglichkeit durch die Lander (siehe § 73 BImSchG). Hieraus ergibt sich das
Erfordernis der Zustimmung durch den Bundesrat.

Fur die Novellierung des Baugesetzbuchs (Artikel 4 dieses Gesetzes) ist der Bund im Rah-
men seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz fur den stadtebaulichen Grund-
stuicksverkehr und das Bodenrecht (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG) zustandig. Die An-
derungen des Raumordnungsgesetzes (Artikel 5 dieses Gesetzes) werden auf die Kompe-
tenz fur das Raumordnungsrecht in Artikel 74 Absatz 1 Nummer 31 GG gestutzt.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar. Er dient der Um-
setzung der Vorgaben aus der Richtlinie (EU) 2023/2413 des Européaischen Parlaments
und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der
Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Férderung von
Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des
Rates (ABI. L, 2023/2413, 31.10.2023) zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABI. L 238 vom 21.12.2018, S. 82).

Der Anwendungsbereich vilkerrechtlicher Vertrage wird durch diesen Entwurf nicht berthrt.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Anderungen dienen vor allem der Vereinfachung von Zulassungsverfahren im Bereich
der Windenergie an Land sowie Solarenergie. Dadurch werden sowohl die Vorhabentrager
als auch die Verwaltung entlastet.

Im Bundes-Immissionsschutzgesetz werden die Regelungen, die der Umsetzung von Vor-
gaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 fur immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren dienen, in einer gesonderten Vorschrift verortet (§ 10a BImSchG). So wird im Zustén-
digkeitsbereich des Bundesumweltministeriums das BImSchG vereinfacht und die Rechts-
anwendung erleichtert. Es ist davon auszugehen, dass die in § 10a BImSchG geregelte
Pflicht zur vollstandig elektronischen Durchfihrung des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens bei unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 fallenden Anlagen perspek-
tivisch zu einer Verwaltungsvereinfachung fihrt und die Verfahrensdauer durchschnittlich
um 10 Prozent verkirzt.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient.

Bezugspunkt fur die Prufung sind die Prinzipien, Indikatoren und Ziele der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie, die sich in ihrer Systematik an den Sustainable Development Goals
(SDG) der Vereinten Nationen orientieren.

Das Regelungsvorhaben steht insbesondere mit den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie beschriebenen Prinzipien fir nachhaltige Entwicklung Nummer 3 ,Natirliche Lebens-
grundlage erhalten* und Nummer 4 ,Nachhaltiges Wirtschaften starken“ sowie den UN-
Nachhaltigkeitszielen SDG 7 (Bezahlbare und saubere Energie), SDG 8 (Menschenwiirdige
Arbeit und Wirtschaftswachstum), SDG 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur), SDG 11
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(,Nachhaltige Stadte und Gemeinden®) und SDG 13 (Malinahmen zum Klimaschutz) im
Einklang.

Die Regelungen dieses Gesetzes dienen der Erleichterung und Beschleunigung des Aus-
baus der Windenergieanlagen an Land und Solaranlagen. Sie stehen damit im Einklang mit
den gesetzlich verankerten Ausbauzielen im Bereich der Windenergie an Land und Solar-
energie nach 8§ 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. So tragt das Regelungsvorhaben
zur Erhéhung des Stromanteils aus erneuerbaren Energiequellen und somit zur Erreichung
des Indikators 7.2.b der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Des Weiteren ist durch den
Ausbau erneuerbarer Energien eine Minderung der energiebedingten Treibhausgasemissi-
onen zu erwarten, dadurch tragt das Regelungsvorhaben essenziell zur Reduzierung der
Treibhausgasemissionen und somit zur Erreichung der Ziele im Bereich Treibhausgasemis-
sionen (Indikator 13.1.a) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Im kleineren Mal3e
wird auch SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) von dem Gesetzesvorhaben berlhrt: Die
Minderung der energiebedingten Emissionen von Luftschadstoffen durch die Erhéhung der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien tragt zur Erreichung der Ziele im Bereich
Emissionen von Luftschadstoffen (Indikator 3.2.a) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
bei.

Das Regelungsvorhaben ist vereinbar mit SDG 8 (Menschenwirdige Arbeit und Wirt-
schaftswachstum). Die Regelungen kdnnen sowohl die Diversifizierung und Modernisie-
rung der wirtschaftlichen Produktivitat (Unterziel 8.2) als auch die angestrebte Entkopplung
von Wirtschaftswachstum und Umweltzerstérung (Unterziel 8.4) férdern. Daneben ist der
Entwurf auch vereinbar mit SDG 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur), indem der Aus-
bau von Windenergieanlagen an Land und Solaranlagen erleichtert und die Planungssi-
cherheit fur Investitionen im Bereich der erneuerbaren Energien erhéht wird, was wiederum
zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum (SDG 8) beitragen kann.

Des Weiteren steht der Entwurf im Einklang mit SDG 12 (Nachhaltige/r Konsum und Pro-
duktion), da durch das Regelungsvorhaben die Erzeugung erneuerbarer Energie und damit
nachhaltige Produktionsmuster und die effiziente Nutzung natirlicher Ressourcen begulns-
tigt werden kénnen.

Eine Behinderung anderer Nachhaltigkeitsziele durch das Regelungsvorhaben wurde nicht
festgestellt.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand sind fir Bund, LAnder und Kommunen nicht
zu erwarten.

4. Erfullungsaufwand

Erfullungsaufwand fiir Burgerinnen und Burger

Fur die Burgerinnen und Blrger entsteht kein Erfullungsaufwand.

Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Die Vorhabentrager werden durch die Anderungen im Windenergieflachenbedarfsgesetz
entlastet, da die Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten vereinfacht werden. Die
Anpassungen sehen zwar Minderungsmafinahmen bzw. Zahlungen in Artenhilfspro-
gramme vor. In der Summe ist aber von einer Entlastung auszugehen, da aufwendige Kar-
tierungen und umfangreiche Nachweise im Rahmen der Antragsunterlagen entfallen

Durch die Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsteht fiir die Wirtschaft kein
Erflllungsaufwand. Hinsichtlich der Vorgabe, das Genehmigungsverfahren elektronisch
durchzufihren, ist nicht von einem Mehraufwand fur die Wirtschaft auszugehen, da
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inzwischen bei den Tragern von Vorhaben ohnehin regelmafig elektronische Unterlagen
verwendet werden.

Es werden keine neuen Informationspflichten fir die Wirtschaft eingefihrt. Burokratiekosten
aus Informationspflichten entstehen mithin nicht.

Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch die Anderungen des Baugesetzbuchs entsteht kein Erflllungsaufwand auf Ebene
des Bundes und der Lander. Fir die kommunale Ebene ist der im Folgenden dargestellt
Mehraufwand zu erwarten:

§ 249a fihrt zu einem Mehraufwand der Verwaltung auf kommunaler Ebene, da zusétzlich
zur reguldren, bei Aufstellung eines Flachennutzungsplans erforderlichen Umweltprifung
fur die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet noch weitere Prifungsschritte erforderlich
sind. Dies bezieht sich zum einen auf das Vorliegen eines Gebietsausschlusses und zum
anderen auf die Darstellung von Regeln fir Minderungsmafinahmen. Die in Absatz 1 Satz
2 Nummer 1 genannten Gebiet sind raumlich festgelegt, die sensiblen Gebiete nach Num-
mer 2 sind auf Grundlage vorhandener Daten zu bestimmen. Fur die Festlegung von Re-
geln fur Minderungsmafinahmen kann auf die Anlage 3 verwiesen und auf den bis Sommer
2024 zu erarbeitenden Leitfaden zurtickgegriffen werden. Daher wird angenommen, dass
der Mehraufwand sich auf 5 Stunden beschrankt. Bei Zugrundelegung des Lohnkostenan-
satzes von 40,20 Euro (vgl. Leitfaden, S. 69, durchschnittliche Lohnkosten fir Kommunen)
ergibt sich damit ein Kostenaufwand von rund 200 Euro pro Flachennutzungsplan.

Schwierig zu schatzen ist die Fallzahl an Flachennutzungspléanen, die ein Beschleunigungs-
gebiet fur Windenergie ausweisen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes werden
pro Jahr rund 1 800 Flachennutzungsplane aufgestellt, erganzt oder gedndert. Es wird an-
genommen, dass Windenergiegebiete vornehmlich auf Ebene der Raumordnung ausge-
wiesen werden und nur in 5 Prozent der Falle ein Flachennutzungsplan zuséatzlich ein Be-
schleunigungsgebiet fir Windenergie an Land ausweist. Insgesamt wird der Mehraufwand
fur die Verwaltung daher auf rund 18 000 Euro pro Jahr geschéatzt (90 Flachennutzungs-
plane x 200 Euro).

§ 249a BauGB setzt die Beschleunigungsgebiete im Sinne der Art. 15c¢, 16a RL (EU)
2018/2001 um und ermdglicht damit Beschleunigungen und Entlastungen auf Ebene des
Genehmigungsverfahrens.

Fur die Verwaltung ergibt sich aus der Einfihrung des § 249b BauGB eine Entlastung.

§ 249b BauGB soll bewirken, dass es fiir die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien, insbesondere flr Freiflachen-Photovoltaik und Solarthermieanlagen im
(bisherigen) AuRenbereich nur einer Darstellung in einem Flachennutzungsplan, nicht aber
einer Festsetzung im Bebauungsplan bedarf.

Die Kosten der Bebauungspléne richten sich nach § 21 HOAI. Die durchschnittliche Fla-
chengroRe bei Freiflachen-PV betragt 15 ha auf Konversionsflachen und 8,8 Hektar auf
Verkehrsflachen  (Quelle:  https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantwor-
ten/60-pv-freiflaechenanlagen-auf-waldflaechen). Mangels anderer Anhaltspunkte wird da-
von ausgegangen, dass Freiflachen-PV zu gleichen Teilen auf Konversionsflachen wie auf
Verkehrsflachen errichtet wird. Daraus folgt eine Durchschnittsgréf3e eine Anlage von 11,9
ha. Da die Bebauungsplane fir Freiflachen-PV sich in der Regel nicht mit Vornutzungen
auseinandersetzen missen und keine komplexen Abwéagungen zu treffen sind, wird von
geringen Anforderungen im Sinne des § 21 HOAI ausgegangen. Als ersparte Kosten je
Bebauungsplan sind damit 25 000 Euro anzunehmen.

Schwierig zu schéatzten ist die Fallzahl, also die Frage, wie viele Bebauungsplane erspart
werden. Das Statische Bundesamt hat eine Fallzahl von 90 Freiflachensolaranlagen



- 27 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024 13:18

ermittelt, die in der Vergangenheit jahrlich errichtet werden. Angesichts der von der Bun-
desregierung geplanten Ausbaupfade fir PV, die eine signifikante Steigerung in den nachs-
ten Jahren vorgeben (8 4 EEG), und der mit dem WPG und GEG eingeschlagenen Weg
der fossilfreien Warmeversorgung, die die Bedeutung der Freiflachen-Solarthermie steigern
wird, ist kuinftig von deutliche wachsenden Projektzahlen auszugehen. Als Fallzahl werden
daher 150 Freiflachensolaranlagen jahrlich angenommen, fir die eine Bebauungsplan héatte
aufgestellt werden missen. Bei Zugrundelegung der Annahme, dass in allen Fallen von der
Moglichkeit des § 249b BauGB Gebrauch gemacht wird, ergibt sich eine Entlastung von
rund 3,8 Mio. Euro (25 000 x 150). § 249b BauGB ist weiterhin Grundlage fur eine wirkungs-
volle Umsetzung der Beschleunigungsgebiete im Sinne der Art. 15¢, 16a RL (EU)
2018/2001, aus der weitere Beschleunigungen und Entlastungen des Genehmigungsver-
fahrens folgen.

Durch die Anderung des Raumordnungsgesetzes entsteht kein Erfiillungsaufwand auf
Ebene des Bundes, wohl aber auf der der Lander und Regionen.

§ 28 Absatz 1 ROG fihrt als reine Umstellung bestehender gesetzlicher Regelungen zu
keinem bezifferbaren Erflllungsaufwand fur die Verwaltung.

§ 28 Absatz 2 fuihrt zu einem Mehraufwand der Verwaltung auf Ebene der Lander und Re-
gionen, da zusétzlich zur regularen, bei Aufstellung eines Raumordnungsplanes erforderli-
chen Umweltprifung fir die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet noch weitere Pri-
fungsschritte erforderlich sind. Dies bezieht sich zum einen auf das Vorliegen eines Ge-
bietsausschlusses und zum anderen auf die Darstellung von Regeln fir Minderungsmal3-
nahmen. Die in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 genannten Gebiete sind rdumlich festgelegt, die
sensiblen Gebiete nach Nummer 2 sind auf Grundlage vorhandener Daten zu bestimmen.
Des Weiteren erfolgen Festlegungen von Regeln fir Minderungsmaf3nahmen.

In Deutschland existieren derzeit 13 landesweite Raumordnungsplane einschlie3lich eines
gemeinsamen Plans fur Berlin und Brandenburg. Hinzu kommen nach Angaben des Bun-
desinstitutes fur Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt fiir Bauwesen und Raum-
ordnung bundesweit insgesamt 105 Regionalplane. Damit belauft sich die Gesamtzahl aller
in Betracht kommenden Plane auf 118. Es wird angenommen, dass Windenergiegebiete zu
95 Prozent auf Ebene der Raumordnung ausgewiesen werden, weshalb davon ausgegan-
gen wird, dass gerundet in 112 der 118 Raumordnungsplane in Deutschland Beschleuni-
gungsgebiete eingefiihrt werden. In schatzungsweise 5 Prozent dieser Pléane, die Beschleu-
nigungsgebiete ausweisen, werden wiederum Ausweisungen von Beschleunigungsgebie-
ten im Wege einer eigenstandigen Planaufstellung, -4nderung oder -erganzung erfolgen.
Dies sind voraussichtlich gerundet 6 Raumordnungsplane. Dagegen wird schatzungsweise
in 95 Prozent der Falle die Ausweisung der Beschleunigungsgebiete in ein Planverfahren
zur Ausweisung von Windenergiegebieten nach 8 2 Nr. 1 WindBG integriert, somit bei ge-
rundet 106 Planen.

Zu einem hohen Aufwand fihrt die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten in einem
eigenstandigen Planungsverfahren. Die Kosten einer eigenstandigen Raumplanung belau-
fen sich generell auf ca. 30 000 Euro pro Plan. Diese Zahl ware im Fall der Ausweisung von
Beschleunigungsgebieten jedoch deutlich zu hoch angesetzt, da das Planungsverfahren,
wenn es sich nur um die Festlegung von Beschleunigungsgebieten handelt, deutlich einfa-
cher und schneller erfolgen kann als bei einem vollumfanglichen Plan. Zudem stehen die
Vorranggebiete fiir Windenergie schon fest, und die zusétzlichen Anforderungen fir Be-
schleunigungsgebiete sind bereits umfassend normiert und erfordern daher im Vergleich zu
anderen Gebieten einen deutlich geringeren Gestaltungs- und Abwagungsaufwand der Pla-
nungsbehorden.

Daher wird der einmalige Mehraufwand fir die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten
in einem eigenstandigen Planungsverfahren auf 10 000 Euro pro Plan und damit in Summe
auf 60 000 Euro fir sechs Plane geschatzt.
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Hingegen wird die integrierte Ausweisung von Beschleunigungsgebieten in bereits laufen-
den Planaufstellungsverfahren bei den tbrigen 95 Prozent der Plane, in welchen Beschleu-
nigungsgebiete ausgewiesen werden, zu deutlich geringeren Kosten pro Raumordnungs-
plan fihren. Denn es bedarf nicht des Verwaltungsaufwands flr ein eigenstandiges Pla-
nungsverfahren.

Konkret ist flr die Ausweisung dieser ,integrierten" Beschleunigungsgebiete von einem zu-
satzlichen zeitlichen Arbeitsaufwand von 30 Stunden pro Plan auszugehen. Bei vorsichtig
zugrunde gelegten Lohnkosten von 50 Euro pro Stunde beliefe sich der Mehraufwand pro
Raumordnungsplan auf insgesamt 1 500 Euro. Fir alle 106 Plane, bei denen Beschleuni-
gungsgebiete in einem laufenden Planaufstellungsverfahren ausgewiesen wirden, wirde
dies einen Mehraufwand von rund 160 000 Euro ergeben.

Zusammengenommen ergibt sich damit fir alle Raumordnungsplane, in welchen voraus-
sichtlich Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind (sowohl isoliert als auch integriert in
ein laufendes Planaufstellungsverfahren), ein einmaliger Mehraufwand der Verwaltung von
rund 220 000 Euro (60 000 Euro + 160 000 Euro).

Durch die Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Windenergieflachen-
bedarfsgesetzes entsteht auf der Ebene des Bundes kein Erfiilllungsaufwand; auch fir die
Verwaltung der Lander ist kein zusatzlicher Erfillungsaufwand zu erwarten, im Einzelnen:

Die Vorgabe des § 10a Absatz 5 BImSchG, das Genehmigungsverfahren elektronisch
durchzufihren, betrifft den Vollzug durch die Lander. Auf der Ebene des Bundes entsteht
mithin kein Erfullungsaufwand. Auch flr die Verwaltung der Lander ist kein Erflllungsauf-
wand zu erwarten. Die Pflicht zur vollstandig elektronischen Durchfuhrung des Genehmi-
gungsverfahrens setzt grundsétzlich voraus, dass die Verwaltung entsprechende digitale
Ausristung und geschultes Personal vorhalt. Bereits das geltende Immissionsschutzrecht
des Bundes ermdglicht eine elektronische Durchfihrung der betroffenen Genehmigungs-
verfahren. In den vergangenen Jahren sind durch das Planungssicherstellungsgesetz
(PlanSiG) digitale Instrumente, unter anderem fir Verfahren nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz, etabliert worden. § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes bietet elektronische Ersatzmdglichkeiten fir die durch § 10 Absatz 7 Satz 1 BImSchG
angeordnete Schriftform des Genehmigungsbescheids. Etwaigem durch die Pflicht zur voll-
standig elektronischen Durchfiihrung der Genehmigungsverfahren entstehendem Mehrauf-
wand stehen voraussichtlich Ersparnisse gegeniiber, die sich aus einem verringerten ana-
logen Aufwand ergeben.

Die Vorgaben zum Genehmigungsverfahrendes in Beschleunigungsgebieten nach 88 6b
und 6c WindBG betreffen ebenfalls den Vollzug durch die Lander. Auf Ebene des Bundes
entsteht mithin kein Erfullungsaufwand. Auch fur die Verwaltung der Lander ist kein zusatz-
licher Erfullungsaufwand zu erwarten, da im Genehmigungsverfahren Prifschritte entfallen
und Verfahren vereinfacht werden.

5. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten fur die Wirtschaft noch Kosten fiir die sozi-
alen Sicherungssysteme. Kosteniberwalzungen, die zu einer Erhéhung von Einzelpreisen
fuhren und Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, haben, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Keine.
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VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Regelungen des Gesetzesentwurfs ist nicht vorgesehen. Der Ausbau
der erneuerbaren Energien (Windenergie an Land, Solarenergie) erfordert verlassliche und
stabile Rahmenbedingungen. Zudem dient der Gesetzesentwurf der Umsetzung von Rege-
lungen des européischen Rechts, die ihrerseits nicht befristet sind.

Fiur das WindBG ist eine Evaluierung in 8 7 WindBG bereits vorgesehen. Danach berichtet
die Bundesregierung nach § 98 Absatz 4 des EEG zum Stand der Umsetzung des WindBG.
Diese Evaluierung bleibt von diesem Gesetzesentwurf unbertihrt. Das dieser Evaluierung
zugrundeliegende Monitoring nach 88 97, 98 EEG wird durch Artikel 6 des Gesetzes auf
den Aspekt der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten erweitert.

Anders als im Hinblick auf die Flachenbeitragswerte, flr die eine Evaluierung bereits ab
dem 1. Januar 2024 vorgesehen ist, erfolgt die Evaluierung hinsichtlich der Beschleuni-

gungsgebiete flir Windenergie an Land aber erst ab dem 1. Januar 2026. Dies tragt den
notwendigen Umsetzungszeitrdumen Rechnung.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Windenergieflachenbedarfsgesetzes)

Fur Vorhaben im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie werden die Erleichterun-
gen im Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten im Windenergieflachenbedarfs-
gesetz geregelt.

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folge&anderungen zu den Anderungen der Nummer 4. Die Bezeich-
nung des Gesetzes wird an den erweiterten Regelungsgegenstand angepasst, der nun
auch Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten fir Windenergie an Land
und Solarenergie umfasst.

Zu Nummer 2

In 8 2 Nummer 4 und 5 wird der Begriff des Beschleunigungsgebietes neu definiert.

Umfasst sind fir die Windenergie an Land Gebiete nach § 249a des Baugesetzbuches,
nach § 28 des Raumordnungsgesetzes sowie Gebiete nach § 6a. In diesen Gebieten gelten
die Erleichterungen des Zulassungsverfahrens nach § 6b.

Umfasst fur die Solarenergie sind Gebiete nach § 249c des Baugesetzbuches und 8§ 29 des
Raumordnungsgesetzes. In diesen Gebieten gelten die Erleichterungen des Zulassungs-
verfahrens nach § 6c¢.

Zu Nummer 3

Die Anderung der Uberschrift des § 6 dient der Korrektur eines Redaktionsversehens. Der
Inhalt des 8§ 6 wird durch die neue Uberschrift zutreffender zusammengefasst.

Zu Nummer 4
Zu 8 6b

Der neue 8 6b regelt Erleichterungen fir das Zulassungsverfahren von Windenergieanla-
gen an Land in Beschleunigungsgebieten im Sinne des 8 2 Nummer 4. Er dient der
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Umsetzung von Artikel 16a unter Berucksichtigung der Vorgaben von Artikel 15¢ Absatz 1
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an Land. Dabei
werden die wesentlichen Erleichterungen, welche die Richtlinie im Bereich der Umweltver-
traglichkeitsprifung, bei der Prifung nach § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes, bei der
artenschutzrechtlichen Prifung und bei der Prufung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit
den Bewirtschaftungszielen nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes vorsieht, umgesetzt.
§ 6b stellt aulRerdem sicher, dass mit den Projekten entsprechend Artikel 15¢c Absatz 1
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 angemessene Malinahmen umgesetzt werden,
um maoglichen nachteiligen Umweltauswirkungen in den Beschleunigungsgebieten entge-
genzuwirken.

Die Umsetzung zielt darauf ab, dem Beschleunigungszweck der Richtlinie (EU) 2018/2001
im nationalen Recht zu weitestmdglicher Effektivitat zu verhelfen. Die SpielrAume der Richt-
linie sollen durch den § 6b weitestmdglich ausgenutzt werden, um den Ausbau der Wind-
energie an Land weiter zu beschleunigen.

Das besondere Artenschutzrecht nach den 8§ 44 ff des Bundesnaturschutzgesetzes, die
Vorschrift des § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetzes und die Bewirtschaftungsziele
des § 27 Wasserhaushaltsgesetzes kdnnen, sofern in hinreichendem Umfang Minderungs-
und AusgleichsmalRnahmen bzw. Zahlungen vorgesehen werden, der Genehmigung von
Windenergieanlagen in Beschleunigungsgebieten nicht mehr entgegenstehen.

Mit den auf Planungsebene nach § 249a des Baugesetzbuches oder nach § 28 des Raum-
ordnungsgesetzes festgelegten Regeln, den auf dieser Grundlage festzulegenden Malf3-
nahmen und dem Uberprifungsverfahren wird stattdessen ein dem § 44 Absatz 1 und § 34
Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz sowie § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes entspre-
chendes Schutzniveau gewabhrleistet.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich sowie die Erleichterungen im Zulas-
sungsverfahren. Nach Absatz 1 Satz 1 finden die Erleichterungen im Zulassungsverfahren
nicht nur bei Neugenehmigungen, sondern auch bei Anderungsgenehmigungen von Wind-
energieanlagen an Land Anwendung, sofern die Anlage in einem Beschleunigungsgebiet
liegt. Umfasst sind auch die Zulassungs- und Anderungsverfahren von dazugehdorigen Ne-
benanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes.

In Absatz 1 Nummer 1 bis 4 werden die Erleichterungen im Zulassungsverfahren geregelt.
Bei Vorhaben in Beschleunigungsgebieten entfallt nach Nummer 1 die Umweltvertraglich-
keitsprifung, nach Nummer 2 die Prifung nach 8§ 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes, nach Nummer 3 die artenschutzrechtliche Priifung nach 8§ 44 Absatz 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes und nach Nummer 4 die Prifung der in 8 27 des Wasserhaus-
haltsgesetzes genannten Bewirtschaftungsziele. Statt diesen Priifungen ist ein Uberpri-
fungsverfahren nach Absatz 2 durchzufthren.

Die Umweltvertraglichkeitsprifung entfallt nach Absatz 1 Satz 2 jedoch nicht, wenn die Vo-
raussetzungen flr eine grenziberschreitende Umweltvertraglichkeitsprifung vorliegen. Da-
mit wird die Vorgabe aus Artikel 16a Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2018/2001 umge-
setzt.

Zu Absatz 2

Im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens ist eine modifizierte Priifung nach den Vorgaben
des Absatzes 2 durchzufiihren. Im Bereich des Artenschutzes regelt Absatz 2 damit ein
abweichendes Verfahren fiir die Prufung aller Zugriffsverbote, die bei der Errichtung oder
dem Betrieb der Windenergieanlage betroffen sein kbnnen. Zudem sind eine modifizierte
Prifung des Habitatschutzes und der Bewirtschaftungsziele nach § 27 des Wasserhaus-
haltsgesetzes durchzufthren.
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Nach § 6b ist der Antragssteller insbesondere nicht mehr verpflichtet, eine Kartierung vor-
zulegen. Stattdessen findet das Uberprufungsverfahren nur auf Grundlage vorhandener
Daten statt.

Vorhanden sind Daten, wenn sie der Genehmigungsbehdrde bekannt sind und sie darauf
tatséchlichen und rechtlichen Zugriff hat. Bekannt sind der Behorde z.B. Daten aus anderen
Genehmigung- und Planungsverfahren oder solche, die der Antragsteller im laufenden Ver-
fahren bereits vorgelegt hat oder freiwillig vorlegt. Bei diesen Daten kann in der Regel davon
ausgegangen werden, dass sie nach einem fachlichen Standard erhoben wurden und damit
die Qualitat der Daten gesichert ist.

Daruber hinaus sind vorhandene Daten solche, die in behdrdlichen Datenbanken und be-
hdrdlichen Katestern gespeichert sind. Dabei handelt es sich um Daten aus einschlagigen
Fachdatenbanken z.B. der Naturschutzbehotrden, der Landesumweltamter und der biologi-
schen Stationen. Bei solchen behdrdlichen Datenbanken und Katastern kann ebenfalls da-
von ausgegangen werden, dass die Qualitat der Daten gesichert ist.

Vorhanden kdnnen Daten auch dann sein, wenn sie von Dritten erhoben wurden und die
Behdrde auf diese Daten zugreifen kann. Dabei kann es sich z.B. um Daten von ehrenamt-
lichen Naturschutzorganisationen handeln. Bei diesen Daten muss die Behérde priifen, ob
die Daten nach einem fachlichen Standard erhoben wurden und damit ihre Qualitat mit Da-
ten aus Planungs- und Genehmigungsverfahren oder solchen in behérdlichen Datenban-
ken oder Katastern vergleichbar ist. Ist die Qualitat der Daten nicht ausreichend, dirfen sie
nicht verwendet werden.

Die Daten dirfen nach Absatz 2 Satz 2 zum Zeitpunkt der Entscheidung Gber den Geneh-
migungsantrag in der Regel nicht alter als finf Jahre sein. Ausschlaggebend fir die Bestim-
mung des Alters ist der Erfassungstag. Sind die Daten alter als finf Jahre oder ist das Alter
der Daten nicht bekannt, sind sie in der Regel nicht zu verwenden. Daten, die &lter als funf
Jahre sind, kdnnen nach hinreichender Validierung im Einzelfall verwendet werden z.B. bei
einer Validierung durch Biotoptypen bei Daten zu standorttreuen, kollisionsgeféahrdeten
Brutvogelarten. Die einschrankende Verwendung von Daten gilt nicht flr systematisch er-
hobene behordliche Datensatze, die fortlaufend von den Behdrden aktualisiert werden (wie
beispielsweise die Einstufung von Gebieten als Schwerpunktvorkommen).

Die vorhandenen Daten mussen nach Absatz 2 Satz 2 auch eine ausreichende raumliche
Genauigkeit aufweisen. Hierzu missen die Daten raumlich so genau sein, dass sie ausrei-
chen, um auf ihrer Grundlage Minderungsmafinahmen anzuordnen. Die Anforderungen der
raumlichen Genauigkeit richten sich nach den einschlagigen fachlichen Vorgaben fur das
jeweilige Zugriffsverbot. Beispielsweise muss bei der Prifung des Totungsverbotes nach
§ 45b Bundesnaturschutzgesetz bei Brutvogeln im Regelfall der Ort des Brutplatzes aus-
reichend genau bekannt sein, um den Abstand zwischen Brutplatz und Windenergieanlage
zu bestimmen.

Liegen keine Daten oder keine ausreichend genauen oder aktuellen Daten vor, ist auch in
diesen Féllen eine Kartierung durch den Antragsteller oder die Naturschutzbehdrde nicht
erforderlich. Ohne vorhandene Daten kénnen nur MaBnahmen zur Minderung angeordnet
werden, die, insbesondere entsprechend der Festlegung auf Planungsebene, ohne vorhan-
dene Daten standardmafig angeordnet werden kdnnen. Dies kdnnen z.B. Standard-Min-
derungsmalRnahmen wie die Baufeldfreimachung aufRerhalb der Brutperiode von Vdgein
und Fledermausen bei Gehdlzfallungen sein oder Standard-Minderungsmal3nahmen zur
Minderung des Kollisionsrisikos fiir Fledermduse entsprechend des § 6 Absatz 1 Satz 4.
SchutzmalRhahmen zur Vermeidung der Tétung- oder Verletzung von kollisionsgeféahrdeten
Brutvogeln kénnen nur angeordnet werden, sofern aktuelle und genaue Daten Uber den
Brutplatz vorliegen. Sind fur die relevanten europaisch geschitzten Arten keine Daten vor-
handen oder sind Daten nicht aktuell und ausreichend genau, ist nach § 6b Absatz 5 ohne
Zwischenschritte eine jahrliche Zahlung in Geld in Héhe von 3 000 Euro/MW festzulegen.
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Sind Daten nur fur einige Arten oder nicht ausreichend vorhanden, um alle Verbotstatbe-
stande fur alle potentiell betroffenen Arten zu beurteilen, ist — neben eventuellen Minde-
rungs- oder Ausgleichsmafinahmen — auch eine jahrliche Zahlung von entweder 3.000 oder
450 Euro/MW nach MalRgabe des Absatzes 5 in die nationalen Artenhilfsprogramme anzu-
ordnen.

Sind Daten vorhanden, teilt die Genehmigungsbehodrde dem Antragsteller mit, welche Da-
ten far die relevanten besonders geschitzten Arten vorhanden sind. Auf dieser Grundlage
und unter Inanspruchnahme offentlich zugénglicher Daten schlagt der Vorhabentrager in
einem Malinahmenkonzept geeignete und wirksame MinderungsmafRhahmen vor. Dabei
bezieht er die auf Planungsebene festgelegten MinderungsmalRnahmen im Sinne des
§ 249a des Baugesetzbuches oder des § 28 des Raumordnungsgesetzes ein und schlagt,
sofern erforderlich, erganzend weitere eigene Minderungsmafnahmen vor. Entsprechend
sind auch Minderungsmafinahmen fir eine mdgliche Beeintrachtigung von den in § 27 des
Wasserhaushaltsgesetzes genannten Bewirtschaftungszielen und von Erhaltungszielen im
Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes vorzuschlagen, sofern
erforderlich. Dieses Mal3nahmenkonzept legt der Vorhabentrager nach Absatz 2 Satz 3 der
Genehmigungsbehorde vor. Die Unterlagen sind zusatzlich zu den nach Fachrecht erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen.

Auf Grundlage des vorgelegten MaRnahmenkonzeptes prift die Genehmigungsbehdrde im
Uberprufungsverfahren, ob das Vorhaben auch bei Durchfiihrung der MaRnahmen hochst-
wahrscheinlich erhebliche unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts
der okologischen Empfindlichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung haben wird, die bei der Umweltpriifung nach § 8
des Raumordnungsgesetzes oder des 8 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt
wurden, und dadurch die Einhaltung der Vorschriften der 88 34 und 44 Absatz 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes oder 8 27 des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewahrleistet ist.
Abweichend von den Regelungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung ist
die Prifung auf diese Schutzgiter beschréankt.

Sie pruft weiter, ob fiir das Vorhaben eine Pflicht zur grenziberschreitenden Umweltver-
traglichkeitsprifung nach 8§ 54 des Gesetzes Uber die Umweltvertréaglichkeitsprifung be-
steht und daher gegeben falls entgegen Absatz 1 Nummer 1 die Umweltvertraglichkeitspri-
fung nicht entfallt. Fir die Prifung, ob ein Vorhaben erhebliche grenziberschreitende Um-
weltauswirkungen haben kann, gilt die Begriffsbestimmung des 8§ 2 Absatz 3 UVPG.

Sind die Unterlagen fur das Uberpriifungsverfahren vollstandig, schliel3t die Behérde das
Uberprifungsverfahren innerhalb von 45 Tagen ab, bei Antrdgen nach § 16b Absatz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetztes innerhalb von 30 Tagen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 1 Nr. 7 der Richtlinie (EU) 2023/2413 in Bezug
auf Artikel 16a Absatz 5 Satz 1 und 2 und Absatz 6 Richtlinie (EU) 2018/2001.

Zu Absatz 4

Absatz 4 beschreibt den Fall, dass bei Umsetzung des vorgelegten Malinahmenkonzepts
hdchstwahrscheinlich keine erheblichen Umweltauswirkungen im Sinne des Absatzes 2
Satz 5 zu erwarten sind. Die Behérde Uberprift, ob und welche der vorgeschlagenen Mal3-
nahmen anzuordnen sind. Die Genehmigungsbehoérde ordnet Minderungsmaf3nahmen an,
wenn auf Grundlage der vorhandenen Daten ansonsten héchstwahrscheinlich ein Verstol3
gegen die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1, gegen 8§ 34 Absatz 1 Bundesnhaturschutzge-
setz oder § 27 Wasserhaushaltsgesetz zu erwarten ist und die Ma3nahmen verhaltnisméa-
Big und verfugbar sind. Die Genehmigungsbehdrde ordnet in diesem Fall die erforderlichen
MafRnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchfiihrung der angeordneten Mal3nah-
men ist die Einhaltung der Vorschriften der 8834 und 44 Absatz1l des
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Bundesnaturschutzgesetzes und 8 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewabhrleistet. Die
Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben ausdriicklich unbe-
rahrt. Damit wird auch klargestellt, dass bei einem Vorhaben in einem Beschleunigungsge-
biet Larmschutzanforderungen wie bislang im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens zu prifen sind.

Fur die Prifung des Totungs- und Verletzungsverbots bei kollisionsgefahrdeten Brutvogeln
kann 8§ 45b Absatz 1 bis 5 in Verbindung mit Anlage 1 zu § 45b Absatz 1 bis 5 BNatSchG
sinngemal angewendet werden. Die Liste der dort genannten kollisionsgefahrdeten Brut-
vogel ist fur Einzelbrutplatze abschliel3end. Liegt der Brutplatz eines kollisionsgefahrdeten
Brutvogels in dem Bereich zur Prifung nach Anlage 1 Abschnitt 1 BNatSchG, gelten die
Regelvermutungen des § 45b Absatz 2 bis 5 BNatSchG. Liegt die WEA im Nahbereich, liegt
immer eine signifikante Risikoerhdhung vor, die nicht widerlegt werden kann. Liegt sie im
zentralen Prifbereich, bestehen in der Regel Anhaltspunkte, dass eine signifikante Risiko-
erhdéhung vorliegt. Die Vermutung kann der Antragsteller durch einen freiwilligen arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag in Form einer Habitatpotentialanalyse oder einer Raumnut-
zungsanalyse widerlegen. Liegt die WEA im erweiterten Prifbereich, liegt in der Regel
keine signifikante Risikoerhéhung vor, es sei denn die Aufenthaltswahrscheinlichkeit der
Exemplare in dem vom Rotor Uberstrichenen Bereich der Windenergieanlage ist aufgrund
artspezifischer Habitatnutzung oder funktionaler Beziehungen deutlich erhdht. Die Behorde
hat insofern darzulegen, dass aufgrund fachlich nachvollziehbarer begriindeter Indizien
ernstliche Anhaltspunkte fur eine deutliche Erhéhung der Aufenthaltswahrscheinlichkeit
vorliegen. Diese Anhaltspunkte kann der Antragsteller wiederum durch eine freiwillige Ha-
bitatpotentialanalyse oder eine Raumnutzungsanalyse widerlegen. AulRerhalb des erwei-
terten Prufbereichs liegt nie eine signifikante Risikoerhéhung vor.

Kommt die Genehmigungsbehérde auf Grundlage vollstdndig vorhandener Daten zu den
Artenvorkommen zu dem Schluss, dass kein VerstoR gegen die Zugriffsverbote und im Ub-
rigen auch kein Verstol3 gegen in § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes genannte Bewirt-
schaftungsziele und gegen Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des Betriebs der An-
lage zu erwarten ist und daher keine Minderungsmafinahmen erforderlich sind, ist die Wind-
energieanlage — vorbehaltlich des Vorliegens aller Gibrigen Genehmigungsvoraussetzungen
—ohne Minderungsmaf3nahmen und ohne Zahlung in Artenhilfsprogramme zu genehmigen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 beschreibt den Fall, dass das vom Vorhabentrager vorgelegte Malinahmenkon-
zept nicht ausreichend ist und trotz Anordnung der darin beschriebenen Minderungsmaf3-
nahmen hdchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten
sind. In diesem Fall prift die Genehmigungsbehorde die Anordnung weiterer oder anderer
geeigneter und verhaltnismaRiger Minderungsmafinahmen, welche die verbliebenen Aus-
wirkungen mindern kénnen und wenn diese nicht vorhanden oder nicht verfligbar sind, die
Anordnung von Ausgleichsmaflinahmen.

Damit wird von der Mdoglichkeit des Artikel 16a Absatz 5 Satz 5 der Richtlinie (EU)
2018/2001 Gebrauch gemacht, auch bei negativem Ausgang des Uberpriifungsverfahrens
Windenergieprojekte von der Umweltvertraglichkeitsprifung und der Prifung nach § 34
BNatSchG auszunehmen. Dies ist erforderlich, um den Ausbau der Windenergie an Land
zu beschleunigen, die klimapolitischen Vorgaben und die Zielvorgaben des EEG zu errei-
chen. Fur die Windenergie an Land sieht das EEG 2023 Ausbauziele in Hoéhe von 115
Gigawatt (GW) im Jahr 2030 und 157 GW im Jahr 2035 vor. Das bisherige Ausbautempo
reicht jedoch bislang und absehbar nicht aus, um die Ziele des EEG 2023 zu erflllen.

Die Genehmigungsbehorde pruft nach Absatz 5 die Anordnung weiterer oder anderer ge-
eigneter und verhaltnismagiger Minderungsmafnahmen. Minderungsmafinahmen sind ge-
eignet, wenn ihre Wirksamkeit fUr die jeweilige Art fachlich anerkannt ist. Sie missen
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aul3erdem verfugbar sein. Nicht verfigbar sind geeignete Minderungsmaf3nahmen, wenn
sie aus tatséchlichen Griinden nicht durchfiihrbar sind. So sind z.B. FlachenmalRnahmen
fur Antragsteller nicht verfugbar, wenn die dafir benétigte Flache nicht gesichert werden
kann. Hierbei muss der Antragssteller keine Nachweise Uber die Nichtverfliigbarkeit erbrin-
gen. Denn solche Negativhachweise sind in der Praxis nur schwer zu erbringen und kénnen
das Genehmigungsverfahren erheblich verzdgern. Es reicht stattdessen aus, wenn der An-
tragsteller nachvollziehbar darlegt, dass er sich bemuht hat, Flachen zu sichern. So reicht
zur Plausibilisierung z.B. aus, wenn er angibt, Giber welche Flachen er mit den Eigentiimern
bzw. Pachtern erfolglos verhandelt hat bzw. welche Flachenpools oder Naturschutzstiftun-
gen er angefragt hat.

Sind solche Malinahmen nicht vorhanden oder nicht verfligbar, prift die Behérde, ob den
Auswirkungen durch geeignete und verhaltnisméRige Ausgleichsmalinahmen begegnet
werden kann. Als AusgleichsmafRnahmen in diesem Sinne sind insbesondere vorgezogene
AusgleichmalRnahmen (CEF-MaRRnahmen) sowie MaRnhahmen zur Sicherung des Erhal-
tungszustands der Populationen einer Art (FCS-Maflinahmen) und zur Sicherung des Zu-
sammenhangs des Netzes ,Natura 2000“ notwendige MalRnahmen (Kohéarenzsicherungs-
mafinahmen) zu verstehen. Kann den Auswirkungen mit diesen MaRnhahmen begegnet
werden, ordnet sie die Ausgleichsmal3inahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durch-
fihrung der angeordneten MalRnahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der 88 34 und
44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes ge-
wahrleistet.

Die angeordneten Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen mussen insgesamt verhaltnis-
mafig sein. Soweit der Betrieb einer Windenergieanlage Minderungs- oder Ausgleichs-
maflnahmen zur Gewahrleistung der Anforderungen des 8§44 Absatz1l Nummer 1
BNatSchG erforderlich macht, ist von der Verhaltnismafigkeit der MalRhahmen auszuge-
hen, wenn die Zumutbarkeitsschwelle des § 45b Absatz 6 Satz 2 BNatSchG nicht uber-
schritten wird. Nach § 45b Absatz 6 Satz 2 BNatSchG sind bei der Anordnung von Schutz-
mafinahmen, die die Abschaltung von Windenergieanlagen betreffen, auch weitere Schutz-
mafinahmen flr andere besonders geschiitzte Arten zu bericksichtigen.

Soweit zusétzlich Minderungs- oder AusgleichsmalRnahmen fur die Errichtung einer Wind-
energieanlage und die Zugriffsverbote nach § 44 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 erforderlich sind,
ist auf die 6 bzw. 8 Prozent ein Aufschlag in der GrofRenordnung von 600 Euro pro MW und
pro Jahr vorzunehmen. Da in der Regel auch MalRhahmen in der Errichtungsphase hinzu-
kommen werden, ist regelmalig zur Bestimmung der Zumutbarkeitsschwelle ein Gesamt-
budget zu bilden, so dass fiur die Bewertung nach § 6b eine Gesamt-Zumutbarkeitsschwelle
von 6,3 Prozent bzw. 8,3 Prozent anzusetzen ist.

Sind Daten fir alle Arten verflgbar, um sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des
Betriebs der Anlage Uber die Frage der Verbotsverletzung zu entscheiden, und kénnen alle
Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen als verhaltnismafig eingestuft werden, so ist dar-
Uber hinaus keine Artenschutzabgabe erforderlich.

Uberschreiten die geeigneten MaRnahmen die Zumutbarkeitsschwelle, hat die zustandige
Behorde zu entscheiden, welche MalRnahmen bis zur Grenze der Zumutbarkeitsschwelle
angeordnet werden. Anstatt der weiteren MafRnahmen ist eine Zahlung in die Artenhilfspro-
gramme anzuordnen. Entsprechend § 45b Absatz 6 Satz 5 BNatSchG kénnen Minderungs-
und AusgleichsmalRnahmen, die als unzumutbar gelten, nur auf Verlangen des Antragstel-
lers angeordnet werden.

Die zustandige Behodrde hat die verschiedenen geeigneten Minderungs- und Ausgleichs-
mafinahmen untereinander zu gewichten und die wirksamsten Mal3hahmen zu priorisieren.
Bei mehreren betroffenen Arten ist der Erhaltungszustand der Arten zu bertcksichtigen.
Dabei kann auf den bundes-, landesweiten oder lokalen Erhaltungszustand abgestellt wer-
den. MalBhahmen zugunsten von stark gefahrdeten Arten und Arten mit einem negativen
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Entwicklungstrend sind vorrangig zu ergreifen. Mal3nahmen, die fir mehrere Arten wirksam
sind, kdnnen priorisiert werden. Im Rahmen der Priorisierung kann sich die Behdrde auch
gegen Malinahmen entscheiden, die nach 8 249a Baugesetzbuch oder nach § 28 Raum-
ordnungsgesetz auf Planungsebene festgelegt wurden.

Die Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben ausdrucklich unbe-
rihrt. Damit wird auch klargestellt, dass bei einem Vorhaben in einem Beschleunigungsge-
biet Larmschutzanforderungen wie bislang im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens zu prifen sind.

Zu Absatz 6

Soweit verhaltnismaRige Minderungs- und Ausgleichsmaflihahmen nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang verfligbar sind, hat die Genehmigungsbehérde— neben den verfiigba-
ren verhaltnismafigen Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen — nach Absatz 6 eine Zah-
lung in Artenhilfsprogramme anzuordnen.

Liegen vollstandige Daten zu den Artenvorkommen vor und ist auf dieser Grundlage kein
Verstold sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des Betriebs der Anlage zu erwarten
oder konnen alle zu erwartenden VersttR3e durch Minderungs- oder Ausgleichsmaf3nahmen
hinreichend verringert werden, ist keine Zahlung in Artenhilfsprogramme anzuordnen. An-
sonsten ist eine Zahlung nach den Vorgaben des Absatzes 6 mit der Genehmigung fur die
Dauer des Betriebs als jahrlich zu leistender Betrag festzusetzen, welche erstmalig nach
Inbetriebnahme der Windenergieanlage féllig wird. Die Hohe der Zahlungen bestimmt sich
nach Absatz 6. Dort werden unter Nummer 1 und 2 zwei Pauschalbetréage festgelegt:

Der reduzierte Betrag nach Absatz 6 Nummer 1 ist anzuordnen, sofern bereits Schutzmal3-
nahmen fir Végel angeordnet werden, die mit einer Abregelung einhergehen. Schutzmalf3-
nahmen in diesem Sinne umfassen alle Minderungsmafinahmen fur Vogel, die mit einer
Abschaltung der WEA einhergehen. Mit der Verwendung des Wortes ,,SchutzmaRnahmen*
statt ,Minderungsmaf3nahmen* orientiert sich der Wortlaut am Text des § 45b BNatSchG.
Unter den Begriff fallen aber nicht nur AbschaltmaRnahmen fir kollisionsgeféhrdete Brut-
vogel nach Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG (Antikollisionssystem, landwirtschaftliche und
phanologiebedingte Abschaltung), sondern auch allgemein Abschaltungen zum Schutz von
Vogeln vor allen weiteren Verbotsverstdf3en z.B. wegen Vogelzug, bei Ansammlungen oder
wegen Stérungen. Der reduzierte Betrag ist unabhangig davon, in welchem Umfang Abre-
gelungen fur Vogel angeordnet werden oder welche und wie viele Arten betroffen sind. Ab-
schaltungen zum Schutz von Fledermausen sind hingegen nicht erfasst.

Der reduzierte Betrag nach Absatz 6 Nummer 1 ist auch anzuordnen, wenn die Summe der
Investitionskosten fur Schutzmafinahmen 17 000 EUR je MW Uberschreitet. Unter Schutz-
malnahmen sind auch Minderungs- und Ausgleichsmaf3nahmen zu verstehen. Hiervon er-
fasst sind alle artenschutzrechtlichen Mal3hahmen in Bezug auf alle Zugriffsverbote, alle
Arten und errichtungs-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen, die mit Kostenaufwen-
dungen verbunden sind, also z.B. die Anlage von Ersatzhabitaten oder eine dkologische
Baubegleitung.

In allen anderen Fallen hat die Genehmigungsbehoérde nach Absatz 6 Nummer 2 3 000
EUR je MW und Betriebsjahr anzuordnen. Dies umfasst vor allem den Fall, dass keine Da-
ten vorhanden sind, auf deren Grundlage Uber das Vorliegen von Verbotsverstof3en ent-
schieden werden kann, und somit weder Abschaltmaflinahmen flr Vogel angeordnet wer-
den kénnen, noch Malinahmen, deren Investitionskosten héher als 17 000 EUR je MW lie-
gen. Es kann aber auch vorkommen, dass keine Minderungs- oder AusgleichsmalRnahmen
verfuigbar sind oder MaRnahmen unverhaltnismafig sind und sich die Behérde gegen eine
Anordnung von Abschaltungen fur Végel und MaRnahmen, deren Investitionskosten 17 000
EUR je MW uberschreiten, entschieden hat. Neben den 3 000 EUR je MW und Betriebsjahr
kann die Behdérde also nur Abschaltmaflinahmen fir Flederméuse und Minderungs- und
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Ausgleichsmalinahmen, deren Investitionskosten 17 000 EUR je MW nicht Uberschreiten,
anordnen. Die Zahlung ist von dem Betreiber der Windenergieanlage als zweckgebundene
Abgabe an das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz zu leisten. Die Gelder werden vom Bund verwaltet und flieRen in Maf3nah-
men fur nationale Artenhilfsprogramme nach 8§ 45d Absatz 1 BNatSchG, fur die nicht bereits
nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die der Sicherung oder
Verbesserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von Windenergieanlagen
betroffenen Arten dienen.

Der letzte Satz des Absatzes 6 stellt klar, dass eine artenschutzrechtliche Ausnahmepri-
fung nach § 45 Absatz 7 Satz 1 bis 3 in Verbindung mit § 45b Absatz 8 und 9 BNatSchG
bei der Zulassung des Vorhabens nicht erforderlich ist. Auch wenn die Zumutbarkeits-
schwelle Uberschritten wird und MafRnahmen deswegen auf das zumutbare Mal} be-
schrankt werden, ist eine Ausnahmeprifung nicht erforderlich. Eine Prifung von Alternati-
ven und des Erhaltungszustandes von Populationen hat daher nicht zu erfolgen. Da durch
das Uberpriufungsverfahren auch die Einhaltung der Bewirtschaftungsziele nach § 27 Was-
serhaushaltsgesetz gewahrleistet ist, ist eine Ausnahmeprufung nach 8§ 31 des Wasser-
haushaltsgesetzes ebenfalls nicht erforderlich.

Eine Versagung der Genehmigung von Windenergieanlagen aus Grinden des besonderen
Artenschutzrechtes (88 44 ff. BNatSchG), aufgrund des § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutz-
gesetzes oder aufgrund eines VerstoRes gegen die Bewirtschaftungsziele des § 27 Was-
serhaushaltsgesetzes ist daher nach 8§ 6b nicht moglich. Auch wenn ein Verstol3 gegen ein
artenschutzrechtliches Verbot feststeht, der nicht mit Minderungs- oder Ausgleichsmal3nah-
men vermieden werden kann und fir den nach § 45 Absatz 7 Satz 1 bis 3 BNatSchG keine
Ausnahme erteilt werden konnte, reicht nach § 6b die Zahlung in nationale Artenhilfspro-
gramme im Sinne des § 45d Absatz 1 BNatSchG aus.

Zu Absatz 7

Absatz 7 stellt klar, dass § 6 vorrangig anzuwenden ist, wenn ein Gebiet sowohl als Be-
schleunigungsgebiet qualifiziert ist und zugleich unter den Anwendungsbereich des § 6 fallt.

Zu Absatz 8
Absatz 8 regelt, dass die Lander von den Regelungen des § 6b nicht abweichen kénnen.
Zu § 6¢

§ 6¢ dient der Umsetzung des Artikels 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der
solaren Strahlungsenergie und nimmt die hierflir notwendigen Anpassungen im Bundes-
recht vor. Artikel 16a sieht flr Erneuerbare-Energien-Anlagen in sogenannten Beschleuni-
gungsgebieten Erleichterungen im Zulassungsverfahren vor.

Die Regelung findet Anwendung auf Solarenergieanlagen. Diese werden in Absatz 1 Satz 1
als Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Warme aus solarer Strahlungsenergie legalde-
finiert. Wegen der Ausnahmeregelungen zu Gewassern in § 249c Absatz 1 Satz 3 BauGB
und 8§ 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ROG gilt § 6¢ Absatz 1 Nummer 4 nicht fir schwim-
mende Solaranlagen, sondern nur fir Freiflichenanlagen, soweit sie etwa im Uferbereich
eines Gewassers oder auf einer fur die Gewasserentwicklung benétigten angrenzenden
Flache errichtet werden sollen.

Erfasst sind auch die zugehérigen Neben- und Speicheranlagen. Im Hinblick auf Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie ist der Begriff der Nebenanlage in
§ 3 Nummer 15a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes definiert [Aktualisierungsvorbehalt:
Solarpaket I]. Zugehdrige Speicheranlagen sind solche in raumlichem Zusammenhang der
Solarenergieanlage, die insbesondere der Speicherung des dort gewonnenen Stroms oder
der dort gewonnenen Warme dienen. Nur solche Speicheranlagen werden durch die
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Richtlinie (EU) 2018/2001 im Zusammenhang mit den Beschleunigungsgebieten fir Erneu-
erbare-Energien-Anlagen geregelt (Artikel 15¢c und 16a). Sonstige Speicheranlagen regelt
die Richtlinie im Zusammenhang mit den in Artikel 15e vorgesehenen Infrastrukturgebieten.

Das Zulassungsverfahren fur Solarenergieanlagen unterféllt nach Artikel 70 Absatz 1 des
Grundgesetzes der Gesetzgebungskompetenz der Lander und wird durch die Bauordnun-
gen der Lander geregelt, sodass dort auch die Bestimmungen der Richtlinie (EU)
2018/2001 uber das Genehmigungsverfahren flr Solarenergieanlagen umzusetzen sind.
Dies gilt auch fir die in der Richtlinie vorgesehenen Ausnahmen von der Pflicht zur Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung. § 6¢ schafft die bundesrechtlichen Grundla-
gen fur die landesrechtliche Umsetzung des Artikel 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001, in-
dem die notwendigen Anpassungen und Abweichungsmadglichkeiten von den zwingenden
Vorgaben des materiellen Bundesrechtes vorgesehen werden.

Zu § 6¢C

Die Regelung entspricht in wesentlichen Teilen dem 8 6b, durch den Artikel 16a der Richt-
linie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an Land umgesetzt wird. Insoweit kann
auf die obenstehende Begriindung zu § 6b verwiesen werden. Die Ausnahmen von der
UVP-Pflicht nach Artikel 16a Absatz 3 und gegebenenfalls Absatz 5 Unterabsatz 2 sowie
die Fristvorgaben des Artikels 16a Absatz 4 Satz 4 und 5 der Richtlinie (EU) 2018/2001 sind
fur den Bereich der solaren Strahlungsenergie jedoch anders als im Bereich der Windener-
gie im Landesrecht umzusetzen. Absatz 5 enthalt zudem eine Sonderregelung bei der Zu-
lassung von Vorhaben der solaren Strahlungsenergie auf entwéasserten Moorbdden. Im
bauaufsichtlichen Verfahren ist dann sicherzustellen, dass eine fachgerechte Wieder-
vernassung dieser Béden durchgefihrt wird. Bezlglich der Anforderungen an die Wieder-
vernassung kann die zustandige Behotrde die jeweils geltende diesbezlgliche Festlegung
der Bundesnetzagentur nach § 85c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes heranziehen.
Dass die Wiedervernassung durchgefihrt wird, ist vor Inbetriebnahme der Anlage nachzu-
weisen, der Beleg Uber den Abschluss der Wiedervernassung ist spatestens flunf Jahre
nach Inbetriebnahme vorzulegen. Um Doppelprifungen zu vermeiden, genigt zum Nach-
weis der Anforderung bei Anlagen im Fordersystem des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
fur die diese Prifungen durch den Netzbetreiber vorzunehmen sind, auch die Zahlungsbe-
rechtigung einer Solaranlage nach 8§ 37 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e oder das Inbe-
triebnahmeprotokoll einer Solaranlage nach 8 48 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes.

Die Beschleunigung in den Beschleunigungsgebieten bezieht sich nur auf Errichtung und
Betrieb der Solarenergieanlage, nicht auf die gegebenenfalls. im Zuge der Wiedervernas-
sung erforderlichen wasserrechtlichen Verfahren bzw. den Betrieb der dafiir notwendigen
Anlagen.

Abweichungen von § 6b ergeben sich zudem bei der Regelung zur gegebenenfalls erfor-
derlichen Zahlung in Artenhilfsprogramme durch Betreiber von Solarenergieanlagen (Ab-
satz 6): So war insbesondere die Zahlungshdhe mit Blick auf die méglichen Umweltauswir-
kungen durch Solarenergieanlagen gesondert zu bestimmen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes)

Artikel 2 dient der 1:1-Umsetzung der Anforderungen des Artikels 16 der gednderten Richt-
linie (EU) 2018/2001 im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), soweit das geltende
Immissionsschutzecht des Bundes noch keine entsprechenden Regelungen enthalt.

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 wurden durch Ge-
setz vom 18. August 2021 § 10 Absatz 5a BImSchG (fur das Genehmigungsverfahren) und
§ 23b Absatz 3a BImSchG (fur das storfallrechtliche Genehmigungsverfahren) neu ge-
schaffen (BGBI. | S. 3901). Die Regelungen dieser Abséatze werden aus 8§ 10 BImSchG und
§ 23b BImSchG herausgel6st und in eine neue eigenstéandige Vorschrift fir Vorhaben nach
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der Richtlinie (EU) 2018/2001 (8 10a BImSchG, gegebenenfalls in Verbindung mit § 23b
Absatz 4a BImSchG) verschoben.

Zur Umsetzung von Anderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 durch Artikel 1 der Richtlinie
(EU) 2023/2413 wird die neue Vorschrift des § 10a BImSchG um weitere Sonderregelungen
fur Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001 ergéanzt. So wird die Verpflichtung zur
elektronischen Durchfiihrung des Verfahrens ab dem 21. November 2025 geregelt.

Weitere Anforderungen der geanderten Richtlinie (EU) 2018/2001 an effiziente Genehmi-
gungsverfahren sind im Immissionsschutzrecht des Bundes bereits umgesetzt, unter ande-
rem durch die in 8 10 Absatz 6a, § 16 Absatz 3 und § 23b Absatz 4 BImSchG geregelten
Fristen.

Zu Nummer 1

In Nummer 1 wird die durch die Einfugung des neuen § 10a erforderliche Anpassung der
Inhaltstibersicht des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorgenommen.

Zu Nummer 2

Die Regelungen des zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018
in 8 10 BImSchG neu geschaffenen Absatzes 5a werden aus dieser Vorschrift herausgelost
und zur Erleichterung der Rechtsanwendung in der neuen eigenstandigen Vorschrift des
§ 10a BImSchG verortet.

Zu Nummer 3

Die Regelungen des zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018
in 8 10 BImSchG neu geschaffenen Absatzes 5a werden aus dieser Vorschrift herausgelost
und zur Erleichterung der Rechtsanwendung in der neuen eigenstandigen Vorschrift des
§ 10a BImSchG verortet. Zur Umsetzung der Richtlinienvorgaben erfolgen dabei vereinzelt
Anderungen.

Auf die in den Drucksachen 19/27672 und 19/30954 des Deutschen Bundestages enthal-
tenen Ausfiihrungen zu den Regelungen des bisherigen § 10 Absatz 5a BImSchG wird hin-
gewiesen.

Zur Umsetzung von Anderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 durch Artikel 1 der Richtlinie
(EU) 2023/2413 wird die neue gesonderte Vorschrift (8§ 10a BImSchG) um weitere Sonder-
regelungen fir Vorhaben, die Anlagen betreffen, die in den Anwendungsbereich der Richt-
linie (EU) 2018/2001 fallen, erganzt.

Zu 8 10a Absatz 1:

§ 10a Absatz 1 Ubernimmt die bislang in den Satzteilen vor der Nummer 1 des § 10 Ab-
satz 5a enthaltene Regelung.

In den Satzteilen vor der Nummer 1 des 8§ 10 Absatz 5a wurde starr auf in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 fallende Anlagen ver-
wiesen. In dem neuen § 10a Absatz 1 wird insoweit (anstelle eines starren Verweises auf
die durch Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 geanderte Richtlinie (EU) 2018/2001 vom
11. Dezember 2018) dynamisch auf die Richtlinie (EU) 2018/2001 verwiesen. 8 10a Ab-
satz 1 BImSchG-E betrifft solche unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 in ihrer jeweils gelten-
den Fassung fallende Anlagen, die nach § 4 BImSchG genehmigungsbeddirftig sind.

Ausweislich seiner Uberschrift beinhaltet § 10a BImSchG Sonderregelungen fur das Ge-
nehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001. Nach § 10a Ab-
satz 1 finden die Sonderregelungen des § 10a Absatz 2 bis 6 — wie bislang die
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Sonderregelungen des § 10 Absatz 5a BImSchG — erganzende Anwendung. Das bedeutet,
dass die Ubrigen Regelungen fur immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren in-
soweit anzuwenden sind als § 10a keine Sonderregelung enthalt.

Zu § 10a Absatz 2:

Bislang in Artikel 16 Absatz 1 bis 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018
verortete (und durch 8 10 Absatz 5a Nummer 1 und 2 umgesetzte) Regelungen zur ,An-
laufstelle* wurden, mit Anderungen, in Artikel 16 Absatz 3 und 4 der durch Artikel 1 der
Richtlinie (EU) 2023/2413 geanderten Richtlinie (EU) 2018/2001 verschoben.

§ 10a Absatz 2 Ubernimmt die bislang in § 10 Absatz 5a Nummer 1 enthaltene Regelung
zur Abwicklung Uber eine einheitliche Stelle. Bei der Ersetzung des Wortes ,wird“ durch das
Wort ,werden” im Vergleich zu dem bisherigen § 10 Absatz 5a Nummer 1 handelt es sich
um eine grammatikalische Korrektur.

Die Absatze 3 bis 6 des § 10a BImSchG finden unabhangig davon Anwendung, ob die
Abwicklung des konkreten Genehmigungsverfahrens lber die einheitliche Stelle erfolgt.

Zu § 10a Absatz 3:

§ 10a Absatz 3 ubernimmt die bislang in § 10 Absatz 5a Nummer 2 enthaltenen Regelun-
gen zur einheitlichen Stelle. Wegen des Ziels, Artikel 16 Absatz 4 Satz 1 der geédnderten
Richtlinie (EU) 2018/2001 vollstdndig umzusetzen, entféllt in Satz 2 der Einschub ,soweit
sich das Genehmigungserfordernis nach 8 1 Absatz 2 der Verordnung tiber genehmigungs-
bedurftige Anlagen darauf erstreckt®. Nach 8 10a Absatz 3 Satz 2 mussen das Verfahrens-
handbuch und die im Internet zugénglich zu machenden Informationen auch Informationen
zu Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften im Sinne von Artikel 2 Unterabsatz 2 Nummer 16
der Richtlinie (EU) 2018/2001 enthalten (Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 Satz 1 der ge-
anderten Richtlinie (EU) 2018/2001).

Zu § 10a Absatz 4:

§ 10a Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 2 der gednderten Richtlinie (EU)
2018/2001 und tbernimmt die Regelung des bisherigenin § 10 Absatz 5a Nummer 3 Satz 2
BImSchG.

Nach Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der geénderten Richtlinie (EU) 2018/2001 bestéatigt die
zustandige Behdrde die Vollstandigkeit des jeweiligen Antrags bei Antragen fur Anlagen zur
Erzeugung erneuerbarer Energie in Beschleunigungsgebieten innerhalb von 30 Tagen
nach Eingang des Antrags und bei Antragen fur Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Ener-
gie aulRerhalb von Beschleunigungsgebieten innerhalb von 45 Tagen nach Eingang des
Antrags oder fordert den Antragsteller auf, unverziglich einen vollstdndigen Antrag einzu-
reichen, falls der Antragsteller nicht alle fir die Bearbeitung eines Antrags erforderlichen
Informationen Ubermittelt hat.

Regelungen zur Prifung der Vollstandigkeit des Antrags und der Unterlagen sowie zur Mit-
teilung des Ergebnisses der Vollstéandigkeitsprifung an den Antragsteller beinhaltet bereits
8§ 7 der Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV).

Die 30 beziehungsweise 45 Tage nach Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie betreffen
die Zeit, die maximal bis zur Mitteilung des Ergebnisses der Vollstandigkeitsprifung an den
Antragsteller verstreichen darf. Demgegenuber regelt § 7 Absatz 1 Satz 1 bis 3 der 9. BIm-
SchV zunéchst den Zeitraum der Prifung der Vollstandigkeit durch die Genehmigungsbe-
horde (Satz 1 und 2). Fur den Fall, dass der Antrag oder die Unterlagen nicht vollstandig
sind, regelt 8 7 Absatz 1 Satz 3 der 9. BImSchV, dass die Genehmigungsbehotrde den
Antragsteller unverziiglich zur Erganzung der Unterlagen aufzufordern hat. Fur den Fall,
dass die Unterlagen vollstdndig sind, beinhaltet § 7 Absatz 2 der 9. BImSchV keine
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ausdruckliche Zeitvorgabe fur die Reaktion der Genehmigungsbehdrde gegeniiber dem An-
tragsteller. In Einzelfallen kann es bei der Anwendung des § 7 der 9. BImSchV zur Uber-
schreitung der in Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie genannten Hochstfristen kommen.
Zur Sicherstellung der ordnungsgemafen Richtlinienumsetzung werden die Zeitvorgaben
des Artikels 16 Absatz 2 Satz 1 der ge&nderten Richtlinie (EU) 2018/2001 ausdriicklich in
§ 10a Absatz 4 Nummer 1 BImSchG dbernommen. Die Regelungen des § 7 der 9. BIm-
SchV modifizierend wird eine Maximalfrist von 30 beziehungsweise 45 Tagen festgelegt,
die nicht nur die Vollstandigkeitsprifung durch die Genehmigungsbehdrde, sondern auch
die Reaktion der Behorde einschlief3t. Da es sich um Maximalfristen handelt, findet § 7
Absatz 1 der 9. BImSchV unverandert Anwendung, soweit dies zu einer kiirzeren Frist flhrt.

§ 10a Absatz 4 Nummer 2 Ubernimmt die Regelung des bisherigen in § 10 Absatz 5a Num-
mer 3 Satz 2 BImSchG.

Die Regelung, dass die zustandige und die zu beteiligenden Behorden die zur Prifung des
Antrags zusatzlich erforderlichen Unterlagen in einer einmaligen Mitteilung an den Antrag-
steller zusammenfassen sollen (8 10 Absatz 5a Nummer 3 Satz 1 BImSchG), entfallt. Sie
dient nicht der Richtlinienumsetzung und hat sich als vollzugsuntauglich erwiesen. Sollten
die vom Antragsteller einmalig nachgereichten Unterlagen noch nicht zur Vollstandigkeit
ausreichen, misste der Antrag abgelehnt werden.

Zu § 10a Absatz 5:

§ 10a Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 3 Satz 7 der geanderten Richt-
linie (EU) 2018/2001.

Die vollstandige Digitalisierung der unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 fallenden Genehmi-
gungsverfahren dient der Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. Die einschlagigen
Regelungen, insbesondere des BImSchG und der Verordnung Uber das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV), die eine elektronische Durchfiihrung des Genehmigungsverfah-
rens ermoglichen, sind anzuwenden. § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes bietet elektronische Ersatzmdglichkeiten fur die durch § 10 Absatz 7 Satz 1 BIm-
SchG angeordnete Schriftform des Genehmigungsbescheids.

Vor dem 21. November 2025 begonnene Genehmigungsverfahren sind elektronisch zu
Ende zu fuhren.

Zu 8§ 10a Absatz 6:

§ 10a Absatz 6 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 8 Buchstabe c der geanderten
Richtlinie (EU) 2018/2001.

Zu Nummer 4

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 war in 8 23b BIm-
SchG Absatz 3a neu geschaffenen worden, der im Wesentlichen Parallelregelungen zu de-
nen des 8 10 Absatz 5a BImSchG enthielt. Auf die in den Drucksachen 19/27672 und
19/30954 des Deutschen Bundestages enthaltenen Ausfihrungen zu den Regelungen des
bisherigen § 23b Absatz 3a BImSchG wird hingewiesen.

Vergleichbar dem Vorgehen in Bezug auf den bisherigen § 10a Absatz 5a BImSchG wird
Absatz 3a aus 8 23d BImSchG herausgelost. Anstelle der Schaffung einer weiteren eigen-
standigen Vorschrift mit Sonderregelungen fir das storfallrechtliche Genehmigungsverfah-
ren wird zur Rechtsvereinfachung in einem neuen Absatz 4a des § 23b BImSchG auf den
neuen § 10a BImSchG verwiesen.

Der bislang in § 23b Absatz 3a Nummer 4 BImSchG verortete Verweis auf § 16b BImSchG
entfallt, weil mégliche Anwendungsfalle nicht ersichtlich sind.
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Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprufung)

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Es handelt sich um die Anpassung der Inhaltsibersicht in Folge der Streichung des § 14b.
Zu Nummer 2 (8§ 2 Absatz 12)

Plane mit erheblichen Umweltauswirkungen durchlaufen nach der Richtlinie 2001/42/EG
eine strategischen Umweltprifung. Auf Projektebene sind tiberdies bestimmte Projekte, die
erhebliche Umweltauswirkungen haben kénnen, einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach
der Richtlinie 2011/92/EU (UVP-Richtlinie) zu unterziehen. Diese Projekte sind in den An-
hangen zur Richtlinie im Einzelnen aufgelistet. Anhang | listet diejenigen Projekte, welche
stets einer Umweltvertraglichkeitsprifung bedurfen, wahrend Anhang Il Projekte enthalt,
die nach MaRRgabe des jeweiligen Rechts der Mitgliedstaaten UVP-pflichtig sind. Bei diesen
Projekten bestimmen die Mitgliedstaaten entweder anhand einer Einzelfallprifung oder an-
hand von Schwellenwerten oder Kriterien oder anhand einer Kombination beider Methoden
die Projekte, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterzogen werden mussen.

Der Anhang Il der UVP-Richtlinie enthalt in Nummer 10 Buchstabe b auch das Projekt der
Stadtebauprojekte, die unter der Uberschrift ,Infrastrukturprojekte“ gefuhrt werden. In
Deutschland gelten folgende Schwellenwerte: Stadtebauprojekte mit einer Grundflache von
20 000 Quadratmetern sind einer allgemeinen Vorprifung zu unterziehen, fur Stadtebau-
projekte ab einer Grundflache von mehr als 100 000 Quadratmetern ist eine Umweltver-
traglichkeitsprufung verpflichtend.

Bislang wurde in Deutschland der Begriff des Stadtebauprojekts nicht ndher definiert. Eine
Definition soll nunmehr eingefuhrt werden, um die Handhabbarkeit des Begriffs zu verbes-
sern. Ein Stadtebauprojekt ist danach ein Bauvorhaben, das seinem Wesen nach stadtisch
ist und ahnliche Umweltauswirkungen haben kann wie ein Einkaufszentrum oder ein Park-
platz, die beide ebenfalls in Anhang Il Nummer 10 Buchstabe b aufgefihrt werden. Damit
folgt der deutsche Gesetzgeber der Auffassung der Kommission (KOM(2003) 334 endgul-
tig, S. 53), die in dem Entwurf der Empfehlungen der Kommission zur ,Auslegung der De-
finitionen der in den Anhangen | und Il der UVP-Richtlinie aufgefihrten Projektkategorien”
(https://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/cover_2015_de.pdf oder https://circabc.eu-
ropa.eu/ui/group/3b48eff1-b955-423f-9086-0d85ad1c5879/library/b01lce517-bc28-413b-
84f7-9762bd582539/details, S. 57) in neuerer Zeit bestatigt wurde. Weiter wurde in die De-
finition — ebenfalls gemal diesen Empfehlungen — aufgenommen, dass Stadtebauprojekte
Wohn- und Geschaftsbauten sowie Sozial-, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen beinhalten
kénnen. Es kbénnen also neben Wohnsiedlungen auch Krankenhauser, Universitaten,
Sportstadien, Kinos, Theater, Konzerthallen und andere Kulturzentren sowie die daftir vor-
gesehene Infrastruktur aufgrund ihres stadtischen Charakters in diese Kategorie fallen. Es
handelt sich meist, aber nicht zwangslaufig, um multifunktionale Vorhaben. Die bisher gel-
tenden Schwellenwerte sind weiterhin anzuwenden.

Erflllt ein Vorhaben die Definition des Stadtebauprojekts, kann die Umweltvertraglichkeits-
prifung weiterhin auf der Ebene des Bebauungsplans durchgefiihrt werden. Die geltende
Systematik hierfir soll nicht verandert werden.

Vorhaben zum Ausbau der erneuerbaren Energien im bisherigen Aul3enbereich, insbeson-
dere Freiflachenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie, sind dagegen nicht in
diesem Sinne als stadtisch zu qualifizieren und kénnen daher nicht langer als Stadtebau-
projekte gelten, auch wenn fir sie ein Bebauungsplan aufgestellt wird. Eine Pflicht zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung wird im Bundesrecht daher fiir diese
Projekte nicht mehr begrindet. Dies gilt auch fir andere Bebauungsplane, die die Merkmale
der Definition nicht erfillen.
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Freiflachenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie sollen nach Einfihrung des
§ 249b BauGB ohne Aufstellung eines Bebauungsplans zugelassen werden kénnen, wenn
sie innerhalb eines im Flachennutzungsplan ausgewiesenen Solarenergiegebiets verwirk-
licht werden sollen. Auf Ebene des Flachennutzungsplans wird eine Umweltprifung nach
dem Baugesetzbuch durchgefiihrt, die die Anforderungen der Richtlinie 2001/42/EG an die
strategische Umweltprifung erfillen muss. Die projektbezogenen Umweltauswirkungen
sind dagegen grundsatzlich nicht mehr auf Ebene der Bauleitplanung, sondern auf Ebene
der Vorhabenzulassung zu prifen.

Fur Solarenergiegebiete, die im Flachennutzungsplan gleichzeitig als Beschleunigungsge-
biete nach § 249c BauGB ausgewiesen werden, bedarf es keiner eigenstandigen UVP-
Pflicht. In diesen Gebieten tritt das Screening nach § 6¢c WindBG an die Stelle dieser Pri-
fung. Fur Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB, die nicht zugleich nach § 249c BauGB
als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen werden sollen, ist eine gegebenenfalls erforder-
liche Umweltvertraglichkeitsprifung im bauaufsichtlichen Verfahren nach den jeweiligen
Landesbauordnungen durchzufiihren. Die Pflicht zur Umweltvertraglichkeitsprifung kann
fur diese Falle aus Kompetenzgrinden nicht bundesgesetzlich begriindet werden, sondern
ist in den Landes-UVP-Gesetzen umzusetzen.

Zu Nummer 3 (8 14b)

Durch die Aufnahme der obenstehenden Definition der Stadtebauprojekte fallen Freifla-
chenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie nicht mehr unter diesen Begriff.
Fur diese Vorhaben wird eine Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeits-
prifung im UVPG nicht mehr begriindet. Daher wird auch die Ausnahme von dieser Ver-
pflichtung in§ 14b UVPG obsolet und kann damit entfallen. Eine dem § 14b UVPG in der
bisherigen Fassung entsprechende Ausnahmevorschrift ware bei Einfihrung einer landes-
rechtlichen Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung dort aufzuneh-
men.

Zu Nummer 4 (Anlage 1 Nummer 18.7)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu der Einfihrung einer Definition flr den Begriff
der Stadtebauprojekte in 8 2 Nummer 12 UVPG. Es ist von ,sonstigen Stadtebauprojekten”
die Rede, da auch bereits die Bauvorhaben in den Nummern 18.4 und 18.6 unter die neue
Definition fallen kénnen.

Zu Nummer 5 (Anlage 5 Nummer 1.19)

Es handelt sich um Folgednderungen, die aufgrund der Umsetzung der Richtlinie (EU)
2023/2413 im Bereich Netze erforderlich sind.

Zu Artikel 4 (Anderungen des Baugesetzbuches)
Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um die Anpassung der Inhaltstibersicht infolge der Einflgung der 88 249a,
249b und 249c und der Verschiebung der bisherigen 88 249a und 249b in die 88 249d und
249e sowie der Einfigung der Anlage 3.

Zu Nummer 2 (8 5 Absatz 2b)

In 8 5 Absatz 2b BauGB soll geregelt werden, dass auch fur die Ausweisung von Beschleu-
nigungsgebieten fur Windenergie an Land im Sinne des 8§ 249a, von Solarenergiegebieten
im Sinne des § 249b sowie von Beschleunigungsgebieten fiir Solarenergie im Sinne des §
249c sektorale Teilflachennutzungsplane aufgestellt werden kdnnen. Dies bietet sich bei-
spielsweise fur Gemeinden an, die Uber keinen Flachennutzungsplan verfiigen. Um die In-
strumente der 8§ 249a bis 249c BauGB nutzen zu kénnen, bedarf es in diesen Fallen nicht
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der erstmaligen Erstellung eines Flachennutzungsplans fir das ganze Gemeindegebiet.
Vielmehr kann sich die Planung auf die Ausweisung der in 8§ 249a bis 8§ 249c genannten
Gebiete beschranken. Gleiches gilt bereits seit dem Gesetz zur Erh6hung und Beschleuni-
gung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353)
fur die Ausweisung von Windenergiegebieten im Sinne des § 249 Absatz 2. Liegt in einer
Gemeinde ein Flachennutzungsplan bereits vor, kann dieser im Ubrigen auch weiterhin ge-
andert werden, gegebenenfalls auch nur partiell im Hinblick auf die Ausweisung von Gebie-
ten fur die erneuerbaren Energien.

Zu Nummer 4

§ 245f BauGB soll in Absatz 3 um eine Uberleitungsvorschrift zu diesem Gesetz erganzt
werden.

§ 249a BauGB sieht vor, dass Windenergiegebiete im Flachennutzungsplan verpflichtend
als Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind, wenn die Voraussetzungen dieses Absat-
zes vorliegen. 8 233 Absatz 1 BauGB wiederum erklart Gesetzesanderungen fir laufende,
bereits formlich eingeleitete Verfahren fir unbeachtlich, solange das Gesetz nicht auf die
neue Rechtslage umstellt.

Die Regelung in 8§ 245f Absatz 3 BauGB modifiziert diese Rechtslage in Bezug auf die
Beschleunigungsgebiete fur Windenergie nach § 249a BauGB. Danach sollen zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens von § 249a BauGB (neue Fassung) neu in Aufstellung befindliche
Windenergiegebiete sogleich auch als Beschleunigungsgebiete im Sinne dieser Vorschrift
ausgewiesen werden. Die Gemeinde ist demnach nicht mehr frei in ihrem Ermessen nach
§ 233 Absatz 1 BauGB, sondern soll in aller Regel auch im Falle von begonnenen Verfahren
zur Neuausweisung von Windenergiegebieten in Flachennutzungspléanen § 249a BauGB
anwenden, also dartiber entscheiden, ob eine Ausweisung als Beschleunigungsgebiet er-
folgen kann.

In Ausnahmeféllen kann die Gemeinde hiervon abweichen. Das ist insbesondere der Fall,
wenn sich das Planverfahren infolge der Berlicksichtigung des § 249a BauGB erheblich
verzégern wirde, etwa weil die Offentlichkeits- oder Behordenbeteiligung nach den 8§ 3
Absatz 2, 4 Absatz 2 BauGB allein aufgrund der Rechtsanderung vollumfanglich wiederholt
werden musste. In diesen Fallen ist es zweckmalfig und soll es der Gemeinde ermdglicht
werden, das Verfahren auf der Grundlage der alten Rechtslage zu Ende zu fuhren und
anschlie3end in einem gesonderten Planungsverfahren die Ausweisung der Beschleuni-
gungsgebiete vorzunehmen. Die Regelung soll insbesondere die notwendige Flexibilitat
schaffen, damit die Planungstrager eine rechtzeitige Ausweisung von Windenergiegebieten
zur Erreichung der Flachenbeitragswerte gewahrleisten konnen.

Zu Nummer 4
Zu § 249a (Beschleunigungsgebiete fiir Windenergie an Land)

Der vorgeschlagene § 249a BauGB kntipft an die Darstellung von Windenergiegebieten
nach 8 2 Nummer 1 WindBG im Flachennutzungsplan an. Es handelt sich um eine Umset-
zung von Artikel 15¢ der Richtlinie (EU) 2018/2001, soweit die dortigen Vorgaben das Pla-
nungsrecht betreffen. Mit dieser Vorschrift werden die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, bis
zum 21. Februar 2026 dafiir Sorge zu tragen, dass Beschleunigungsgebiete fiir die erneu-
erbaren Energien in erheblichem Umfang ausgewiesen werden. Um dieses Ziel zu errei-
chen, ist es erforderlich, dass der gesetzliche Rahmen fir diese Planungen méglichst friih-
zeitig geschaffen wird.

Fur Vorhaben zur Nutzung der erneuerbaren Energien innerhalb von Beschleunigungsge-
bieten sieht die Richtlinie auf der Ebene der Vorhabenzulassung ein strenges Fristenregime
und Vereinfachungen vor. Um Beschleunigungsgebiete auszuweisen, werden hingegen auf
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der Planungsebene zusatzlich zu den verfahrensrechtlichen Erfordernissen der Umweltpru-
fungen Vorgaben fur den Umwelt- und Naturschutz eingefihrt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 knlpft an die Ausweisung von Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1
WindBG an, soweit diese durch Bauleitplane erfolgt. Fiir Raumordnungsplane soll die Re-
gelung der Festlegung von Beschleunigungsgebieten eigenstéandig in § 28 ROG umgesetzt
werden (vgl. u. Artikel 5). Windenergiegebiete sind unter den Voraussetzungen des § 249a
im Plan als Beschleunigungsgebiete auszuweisen, in denen dann das in § 6b des Wind-
energieflachenbedarfsgesetzes umgesetzte (Artikel 1 dieses Gesetzes) beschleunigte Ge-
nehmigungsverfahren nach Artikel 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001 anzuwenden ist. Vo-
raussetzung fir die Ausweisung eines Gebietes als Beschleunigungsgebiet ist, dass die
Nutzung der jeweiligen Energieart dort voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen hat (Artikel 15¢ Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2018/2001 ).
Der in der Richtlinie verwendete Begriff der erheblichen Umweltauswirkungen entspricht
nicht dem im Rahmen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung gebrauchli-
chen Begriff. Nach dem Sinn und Zweck der Richtlinie kommt es vorliegend darauf an, dass
die Erhaltungsziele nach der FFH-Richtlinie und europarechtlich besonders geschitzte Ar-
ten sowie Bewirtschaftungsziele nach der Wasserrahmenrichtlinie nicht beeintrachtigt wer-
den.

Absatz 1 Satz 2 setzt Artikel 15¢ Absatz 1 der Richtlinie insoweit um, als danach Beschleu-
nigungsgebiete dort ausgeschlossen sind, wo Vorhaben voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen haben wirden (gebietsbezogene Ausnahmeregelung): Die in den Nummern
1 und 2 genannten Kategorien von Gebieten gestalten abschlieRend die Falle aus, in denen
es voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne dieser Vorschrift geben wiirde.
Die als Nummer 1 genannte Kategorie betrifft Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die im
Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt ausge-
wiesen sind. Die Gebietskulisse entspricht insoweit im Wesentlichen derjenigen in § 6a
WindBG, in dem bereits Artikel 15¢ Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgezogen
umgesetzt wurde Hinzugekommen ist die Kategorie nach Nummer 2. Diese betrifft sensible
Gebiete.

Bei Letzteren handelt es sich um 6kologisch hochwertige und empfindlich Gebiete, wie z.B.
Dichtezentren, Schwerpunktvorkommen, Brut- und Rastgebiete, Kolonien und sonstige An-
sammlungen betroffener Arten. Bei der Festlegung der sensiblen Gebiete ist artspezifisch
zu prufen, ob ein angemessener Sicherheitsabstand vorzusehen ist.

Eine Nichteinhaltung der Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG wird in diesem Zusammen-
hang nicht als gebietsbezogener Ausschlusstatbestand aufgefiihrt, da bei Nichteinhaltung
der Bewirtschaftungsziele nicht ein bestimmtes Gebiet als Beschleunigungsgebiet aus-
scheidet. Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer
vorgesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewasser ein-
schlie3lich seines Ufers oder auf einer fur die Gewasserentwicklung vorgesehenen angren-
zenden Flache nicht eingehalten werden kdénnen, ist dem vielmehr, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Gewas-
ser bzw. auf dieser Flache abgesehen wird und der Standort der Anlage entsprechend ver-
legt wird (Minderungsmaf3nahme im Sinne von Absatz 2).

Die Darstellung als Beschleunigungsgebiet wird in der Regel gemeinsam mit der Darstel-
lung als Windenergiegebiet erfolgen; die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet und die
Darstellung von entsprechenden Minderungsmafinahmen kann aber auch nachtréglich in
einem hierzu durchzufithrenden Anderungsverfahren des Flachennutzungsplans erfolgen.
Insoweit ist der neue 8§ 245f Absatz 3 zu beachten (siehe oben).
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Fur die planerische Ausweisung finden — im Einklang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie
(EU) 2018/2001 — die allgemeinen Verfahrensregelungen tUber die Planaufstellung bzw. -
anderung nach BauGB einschlieRlich der dort vorgesehenen Umweltpriifung und Offent-
lichkeitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001.
Durch die allgemeinen Vorschriften zur Ermittlung und Bewertung des Abwagungsmaterials
im Sinne des 8§ 1c BauGB sowie der Abwagung nach § 1 Absatz 5 BauGB und die ergéan-
zenden Regelungen zur Umweltprifung und zum Umweltbericht in 8 2 Absatz 4 in Verbin-
dung mit der Anlage 1 ist sichergestellt, dass die Gemeinden alle geeigneten und verhalt-
nismanigen Instrumente und Datenséatze zur Gebietsermittiung heranziehen. Der Umfang
der Umweltprifung im Planverfahren bleibt unverandert und richtet sich weiterhin nach den
genannten Vorschriften des allgemeinen Teils.

Der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemald § 1b Absatz 2
BauGB sowie die umweltbezogenen Belange in § 1¢c Absatz 3, die Belange der Landwirt-
schaft in 8 1c Absatz 4 Nummer 2 BauGB sowie der Belang der multifunktionalen Nutzung
in 8§ 1b Absatz 5 Nummer 2 BauGB stellen sicher, dass die Gemeinden klinstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, fur die Landwirtschaft nicht nutzbare Flachen vorrangig aus-
wahlen Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15¢ Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe
a i) und iii) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 schreibt vor, dass mdgliche negative Umweltauswirkungen durch wirksame Min-
derungsmalnahmen zu vermeiden oder, soweit sie unvermeidbar sind, erheblich zu ver-
ringern sind.

Die Gebiete, in denen erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, werden bereits
nach Absatz 1 von der Darstellung als Beschleunigungsgebietausgeschlossen, sodass sich
die die Regeln fir wirksame MinderungsmafRnahmen auf die Vermeidung und Verringerung
verbleibender Auswirkungen auf die in Absatz 2 genannten Schutzguter beziehen. Durch
diese Regelung wird Artikel 15¢ Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU)
2018/2001 umgesetzt. [GemaR Satz 2 kann fir die Darstellung der Regeln fir wirksame
Minderungsmafinahmen das Regelwerk in Anlage 3 ibernommen werden.]

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass etwaige Fehler bei der Darstellung als Beschleunigungsgebiet
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Windenergiegebietes im Ubrigen fihren.

Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu § 47 Absatz 5 der
Verwaltungsgerichtsordnung ist eine Norm nicht insgesamt sondern nur teilweise fur un-
wirksam zu erklaren, wenn die unwirksame Teilregelung von den dbrigen Bestimmungen
abtrennbar (Teilbarkeit) und anzunehmen ist, dass der Normgeber die verbleibenden Best-
immungen auch ohne den unwirksamen Teil beschlossen hatte (vgl. nur Bundesverwal-
tungsgericht, Beschluss vom 6. November 2007 — 4 BN 44/07).

Da die Darstellung eines Beschleunigungsgebietes zusatzlich erfolgt, dirfte diese stets von
der Darstellung als Windenergiegebiet trennbar sein.

Zu § 249b (Sonderregelungen fur Solarenergiegebiete)

Durch § 249b BauGB soll die Vorgabe aus dem Bund-L&nder-Pakt fur Planungs-, Geneh-
migungs- und Umsetzungsbeschleunigung (Z. 471 ff.) umgesetzt werden, ein eigenes,
schnelles und schlankes Verfahren insbesondere fir die Flachenbereitstellung fir Solar-
energievorhaben zu schaffen. Dieses Verfahren tritt neben die Moglichkeit der Aufstellung
von Bebauungsplanen, die den Gemeinden weiterhin offensteht.

Damit auch kinftig die Ausbauziele fur die Photovoltaik erreicht werden kénnen, sind die
Planungstrager aufgefordert, im Rahmen ihrer Planungshoheit unter Bertcksichtigung der
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gesetzlichen Ausbauziele Potenzialflachen im Gemeindegebiet zu identifizieren und auszu-
weisen. Zuséatzlich wird erstmalig die Mdglichkeit zur Ausweisung von Potenzialflachen fir
Solarthermie geschaffen. Hierzu soll das planungsrechtliche Instrumentarium fur die Fla-
chenbereitstellung gestrafft werden. Dazu fuhrt § 249b BauGB die Moglichkeit ein, in FI&-
chennutzungsplanen — und im Falle des Gebrauchmachens von der Landeroffnungsklausel
in Absatz 3 auch in Raumordnungsplanen — besondere Solarenergiegebiete auszuweisen,
innerhalb derer Vorhaben zur Nutzung der Solarenergie sowie Energiespeicher im raumli-
chen Zusammenhang mit der Solaranlage ohne Aufstellung eines Bebauungsplans zuge-
lassen werden kénnen. Rechtsfolge der Planung ist also eine (verstérkte) Privilegierung
innerhalb der planerisch ausgewiesenen Bereiche.

Die Neuregelung ermdglicht, fir das gesamte Gemeindegebiet grundsatzlich geeignete
Flachen fir Vorhaben zur Nutzung der Solarenergie zu identifizieren und sodann auch pla-
nerisch auszuweisen. Weil im Nachgang die Aufstellung eines Bebauungsplans fir jede
Einzelanlage entfallt, wird das Planungsverfahren auf Ebene des Flachennutzungsplans
gebindelt.

Synergien und Vereinfachungen ergeben sich auRerdem dadurch, dass die planungsrecht-
liche Rechtslage fir die Solarenergie an die fir die Windenergie bereits geltende Systema-
tik angenahert wird, indem eine abschlie3ende planerische Steuerung tber Flachennut-
zungspléane bzw., im Falle des Gebrauchmachens von der Landerdffnungsklausel nach Ab-
satz 3, auch Uber Raumordnungsplane erméglicht wird. Denn durch die Neuregelung kann
die Ausweisung von Windenergiegebieten verfahrenstechnisch mit der Ausweisung von
Solarenergiegebieten verbunden werden.

Hinzu kommt, dass die Solarenergiegebiete nach § 249b Voraussetzung und Anknupfungs-
punkt fir die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten im Sinne von Artikel 15¢ der Richt-
linie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018
zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Richtlinie (EU)
2018/2001) fur den Bereich Solarenergie sind. Die Umsetzung dieser Beschleunigungspo-
tenziale in § 249c BauGB knipft an die Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB an und
flhrt diese weiter.

Fur die Aufstellung und Anderung der Flachennutzungsplane gilt das Regelverfahren ein-
schlieB3lich der Durchfihrung einer vollumfanglichen Umweltprifung. Ein Verzicht auf die
Umweltprufung ist einerseits nach der Richtlinie 2001/42/EG des Européaischen Parlaments
und des Rates vom 27. Juni 2001 dber die Prifung der Umweltauswirkungen bestimmter
Plane und Programme (SUP-Richtlinie) weder moglich, noch erscheint er zweckmafig, da
das europdische Recht jedenfalls fir die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten im
Sinne des § 249c BauGB, die auf Solarenergiegebiete nach dieser Vorschrift aufsetzt, die
Durchfuihrung einer vollwertigen strategischen Umweltprifung vorschreibt.

Die gesetzlichen Anforderungen an die Umweltprifung sind fir den Flachennutzungsplan
und den Bebauungsplan identisch (geregelt in 88 2 Absatz 4, 2a BauGB). Auch die weiteren
Planungsgrundsatze wie etwa die Bodenschutzklausel in § 1a Absatz 2 BauGB und die
Vorgaben zur Vermeidung und zum Ausgleich méglicher Beeintrachtigungen nach § la
Absatz 3 BauGB sowie der Belangekatalog und das Abwéagungsgebot in 8 1 Absatz 6 bzw.
7 BauGB gelten unterschiedslos fir den Flachennutzungsplan wie den Bebauungsplan.
Dennoch ergeben sich unterschiedliche Anforderungen an die Bertcksichtigung der Be-
lange, an den Ausgleich, an die Abwagung und auch an die Detailtiefe der Umweltpriifung
aus der unterschiedlichen Funktion beider Planungsebenen. Der Flachennutzungsplan legt
als vorbereitender Bauleitplan die Grundzuge der Bodennutzung fest und dient als — ver-
waltungsinterne — Grundlage fiir nachfolgende Planungen, also inshesondere Bebauungs-
plane. Das bedeutet, dass die Gemeinde nicht schon alles auf dieser ersten Ebene klaren
muss, sondern bestimmte Dinge, die bspw. eine konkrete bauliche Nutzung oder die Fest-
setzung von Gebietsgrenzen betreffen, der nachfolgenden Bebauungsplanebene Uberlas-
sen kann. Die jeweilige Planung muss daher bei der Entscheidung Uber die geeigneten
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Flachen die Umweltbelange dergestalt priifen, wie dies auf dieser Ebene und unter Bertick-
sichtigung der Rechtsfolgen und der Bindungswirkung der jeweiligen Planung sinnvoll még-
lich ist.

§ 249b BauGB greift in dieses hergebrachte Plangefiige ein und verschafft der Ebene der
Flachennutzungsplanung im Bereich der Solarenergie eine starkere Bedeutung unmittelbar
fur die Zulassigkeit von Einzelvorhaben. Der Flachennutzungsplan wird im Bereich der So-
larenergie (auch als sachlicher Teilflachennutzungsplan fir Teile des Gemeindegebiets
nach 8§ 5 Abs. 2a BauGB) funktional dem Bebauungsplan angenahert. Dies hat Auswirkun-
gen auf die Prufung der Umweltbelange bei Aufstellung des Flachennutzungsplans. Soweit
die Planwirkungen Uber die hergebrachte verwaltungsinterne Wirkung des Flachennut-
zungsplans hinausgehen, missen die zur Rechtfertigung dieser Planwirkungen erforderli-
chen Belange, die auf der Planebene vorentschieden werden, ermittelt, bewertet und an-
schlieRend abgewogen werden. Andererseits sind die Anforderungen nicht mit denjenigen
des Bebauungsplanverfahrens fir Solarenergieanlagen identisch. Dies folgt einerseits aus
dem gréReren Mal3stab des Flachennutzungsplans, dem fehlenden Bezug zu einem kon-
kreten Projekt und auch daraus, dass der Flachennutzungsplan gerade noch kein Baurecht
schafft, sondern zunéachst eine AuRenbereichsprivilegierung begrindet. Der Planverwirkli-
chung kénnen also grundsétzlich immer noch éffentliche Belange entgegenstehen. Hierbei
handelt es sich insbesondere um solche Belange, die anlagenspezifisch sind und daher
ohnehin nur auf Zulassungsebene geprift werden kénnen. Die beschriebene Systematik
fuhrt nicht zu einem Abbau der Anforderungen an eine Umweltprifung, sondern lediglich
zu einer Verschiebung innerhalb der Prifungsebenen.

Durch die vorgeschlagene Regelung soll die Flachenbereitstellung fir Vorhaben zur Nut-
zung der Solarenergie und fir zugehorige Energiespeicher beschleunigt werden, ohne den
Ansatz der planerischen Flachenauswahl aufzugeben. Die Regelung unterstiitzt so — im
Strombereich — die Erreichung der Ziele und Ausbaupfade des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes und im Warmebereich die Transformation hin zu einer fossilfreien Warmeversor-

gung.
Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 sieht vor, dass im Flachennutzungsplan Gebiete, die grundsatzlich fur die
Belegung mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie geeignet sind, als Solarenergiegebiete
nach 8§ 249b BauGB dargestellt werden kénnen.

Der Anwendungsbereich erstreckt sich zunachst auf samtliche Solarenergievorhaben, also
sowohl zur Erzeugung von Strom als auch von Warme (Photovoltaik und Solarthermie). Die
Gemeinden kdnnen innerhalb dieses gesetzlichen Rahmens bestimmen, fir welche Vorha-
ben die Ausweisung des Solarenergiegebiets gelten soll. Sie kdnnen im Plan ebenfalls vor-
sehen, dass Solarenergieanlagen mit bestimmten Energiespeichern (Strom und Warme)
am Standort dieser Anlagen verbunden werden kénnen. Die erfassten Speicher missen im
raumlichen Zusammenhang mit der Solarenergieanlage verwirklicht werden. Der Plan kann
erganzende Bestimmungen zur Dimensionierung der Speicher, auch im Verhaltnis zu der
Solarenergieanlage enthalten. Die Speicher sind rechtlich nicht auf die Speicherung der vor
Ort erzeugten erneuerbaren Energie beschrénkt, weil eine solche Vorgabe insbesondere
bei einer Verbindung mit dem Strom- oder einem Warmenetz nicht praktikabel erscheint.

In den ausgewiesenen Solarenergiegebieten sind die im Plan ndher bezeichneten Vorha-
ben — ohne Aufstellung eines Bebauungsplans — bauplanungsrechtlich zuléssig sind, wenn
die in den Nummern 1 bis 3 genannten Voraussetzungen gegeben sind. So dirfen dem
Vorhaben 6ffentliche Belange im Sinne des 8§ 35 Absatz 3 Satz 1 BauGB nicht entgegen-
stehen, die ausreichende ErschlieRung muss gesichert sein und es muss fur den Fall der
dauerhaften Nutzungsaufgabe eine Verpflichtungserklarung zum Riickbau und zur Beseiti-
gung der entstandenen Bodenversiegelungen entsprechend § 35 Absatz 5 Satz 2 erster
Halbsatz BauGB abgegeben worden und die Einhaltung dieser Verpflichtung entsprechend
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§ 35 Absatz 5 Satz 3 BauGB muss sichergestellt sein. Bei der Entscheidung tber die Vor-
habenzulassigkeit ist auRerdem § 36 BauGB entsprechend anzuwenden.

Mit der Ausweisung ist folglich keine Begriindung von Baurechten verbunden, sondern die
Planung wirkt zunachst wie eine Privilegierung. Die Privilegierung ist gegenuber einer ge-
setzlichen Privilegierung gestarkt, denn die grundséatzliche Eignung der ausgewiesenen
Gebiete fur die Belegung mit bestimmten Solarenergieanlagen wurde bereits im Rahmen
des Planverfahrens bejaht.

Die Gemeinde muss im Plan n&here Bestimmungen zu der Art der Vorhaben treffen, ins-
besondere welche Art der Solarenergie genutzt wird. Weitergehende Konkretisierungen,
etwa zum Mal3 der baulichen Nutzung, sind denkbar. Beispielsweise kénnen Anlagen mit
einer auffalligeren Kubatur ausgenommen werden.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird die Abschichtung der erforderlichen Prifungen zwischen der Planungs-
und Genehmigungsebene hinsichtlich bestimmter Aspekte ausdifferenziert. Aufgelistet wer-
den hier vor allem die flachen- und umgebungsbezogenen Belange, die auf der Planebene
bereits bekannt sind und daher dort abschlieRend gewiirdigt werden kdnnen. Insbesondere
bezlglich dieser Belange erhéhen sich die Anforderungen an die Planrechtfertigung gegen-
Uber dem status quo. Denn die genannten Belange sollen nach MalRgabe des Entwurfs
nicht mehr auf der Zulassungsebene geprift werden kénnen. Das hat zur Folge, dass der
Plangeber bei Aufstellung eines solchen Plans dieser neuen Rechtsfolge Rechnung tragen
muss, indem er alle zur Begrindung dieser Rechtsfolge notwendigen Belange ermittelt,
bewertet und anschlielRend abwéagt, damit er im Hinblick auf die genannten Belange eine
abwagungsgerechte Entscheidung treffen kann. Satz 2 stellt dies klar.

Bei den auf Planebene grundsatzlich abschlieRend zu prifenden Belangen handelt es sich
zunachst um die Belange des Denkmalschutzes, sowie des Erholungswertes der Land-
schaft oder des Orts- und Landschaftsbildes sowie die Belange nach 8 35 Absatz 3 Num-
mer 4 BauGB (keine unwirtschaftlichen Aufwendungen fir Stralen oder andere Verkehrs-
einrichtungen, flr Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, fur die Sicherheit oder Ge-
sundheit oder fiir sonstige Aufgaben) und Nummer 7 (Entstehung, Verfestigung oder Er-
weiterung einer Splittersiedlung).

Gemal Nummer 3 kdnnen auch Belange des Bodenschutzes Vorhaben in Solarenergiege-
bieten nicht entgegengehalten werden. Bodenbelange sind jedoch umfassend und ab-
schliel3end bereits in der Flachennutzungsplanung zu ermitteln, zu bewerten und anschlie-
Rend abzuwagen. Sofern erforderlich, sollen im Hinblick auf die Belange des Bodenschut-
zes auch erganzende Vorgaben fur die Durchfiihrung oder Ausgestaltung der zulassigen
Vorhaben getroffen werden. Kann der Plan nicht sicherstellen, dass eine Beeintrachtigung
der natlrlichen Bodenfunktionen vermieden oder kompensiert wird, bleibt der Belang im
Rahmen der Vorhabenzulassung weiterhin beachtlich und kann der Planverwirklichung ent-
gegenstehen, zum Beispiel im Falle anlagenspezifischer Belange, die nur auf Zulassungs-
ebene geprift werden kénnen. Die Bodenschutzklausel in § 1a Absatz 2 BauGB, die Vor-
gaben zur Vermeidung und zum Ausgleich mdglicher Beeintrachtigungen nach § la Absatz
3 BauGB sowie der Belangekatalog und das Abwéagungsgebot in § 1 Absatz 6 und 7 BauGB
bleiben unberiihrt. Kompensationsmalinahmen sollten mit Blick auf den Erhalt der Boden-
funktionen — wie z.B. die Wasseraufnahme- und -speicherféahigkeit — nach Méglichkeit am
Standort des Vorhabens bzw. in raumlichem Verbund erfolgen. Die LABO Arbeitshilfe zum
Thema ,Bodenschutz in der Umweltpriifung nach BauGB - Leitfaden fir die Praxis der Bo-
denschutzbehérden in der Bauleitplanung” (Januar 2009) bietet fachliche Unterstutzung ftr
die Planungstrager bei Durchfihrung der Prifschritte.

Satz 3 enthélt eine Regelung fir den Fall, dass infolge der Ausweisung des Solarenergie-
gebiets im Flachennutzungsplan Handlungen zu erwarten sind, die Bestimmungen der
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Erklarung zur Unterschutzstellung eines Landschaftsschutzgebiets entgegenstehen. Dies
kann insbesondere der Fall sein, wenn das Solarenergiegebiet sich ganz oder teilweise mit
einem ausgewiesenen Landschaftsschutzgebiet Uberschneidet. Die Gemeinde kann dann
beantragen, dass vor der Aufstellung, Anderung oder Erganzung des Flachennutzungs-
plans eine Ausnahme oder Befreiung von den Bestimmungen der Unterschutzstellung ent-
schieden wird. Welche Behdrde zustandig ist, richtet sich nach Landesrecht. Handelt es
sich hierbei um eine Behdrde innerhalb der Gemeindeverwaltung, entfallt das Antragserfor-
dernis. Die Lander kdnnen ergédnzende Regelungen zum Verfahren treffen.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird den Landern im Wege einer Landerdéffnungsklausel ermdglicht, in Raum-
ordnungsplanen Vorranggebiete flr die in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorhaben mit den in
den Abséatzen 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 sowie Absatz 2 geregelten Wirkungen fir die Vor-
habenzulassigkeit festzulegen.

Die Hochzonung auf die Raumordnungsplane bietet sich insbesondere dann an, wenn die
Ausweisung von Windenergiegebieten nach 8§ 249 Absatz 2 BauGB in erster Linie auf
Ebene der Raumordnung erfolgt und die Flachenbereitstellung zur Nutzung der Solarener-
gie durch Integration in dieselben Planwerke fir sinnvoll erachtet wird. Insbesondere kén-
nen sich durch eine Biindelung weitere Beschleunigungseffekte ergeben.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebiete fir die Windenergie und solche fir die So-
larenergie nicht zwangslaufig im selben Verfahren ausgewiesen werden mussen, auch
wenn die Ausweisung auf derselben Planebene erfolgen soll. Ohne Weiteres méglich sind
auch getrennte Verfahren, insbesondere wenn ansonsten die Gefahr besteht, dass lau-
fende Planverfahren verzdgert wirden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthélt eine Regelung zur Férderung der Mehrfachnutzung und Biindelung von
Flachen fir die Nutzung der Wind- und Sonnenenergie. Die Biindelung dient dem Schutz
des AuBenbereichs und damit einem wesentlichen Grundsatz des Bauplanungsrechts. Bei
mit Windenergieanlagen belegten Gebieten werden die Bereiche zwischen den einzelnen
Anlagen von den Windenergieanlagen und der zugehdrigen Infrastruktur oftmals nicht in
Anspruch genommen. Sollten die Standorte sich aber gleichermafRen auch fir die Belegung
mit Solarenergieanlagen eignen, etwa weil es sich um landwirtschaftlich nicht nutzbare oder
Okologisch minderwertige Flachen handelt, kann die Bundelung eine weitergehende Inan-
spruchnahme des AulRenbereichs erlbrigen.

Die Bindelung bedarf jedoch der Koordination. So muss das Verhéltnis der Technologien
zueinander eindeutig geregelt werden.

Der Interessenausgleich soll dadurch hergestellt werden, dass ein gesetzlicher Vorrang der
Windenergie angeordnet wird. Dies ermdglicht es auch, die Gebiete weiterhin voll auf die
Flachenbeitragswerte des Windenergieflachenbedarfsgesetzes anrechnen zu kénnen. Der
Vorrang wird auf Vorhabenebene konkret umgesetzt, indem sich der Vorhabentrager einer
Solaranlage vor Errichtung dazu verpflichten muss, die Anlage in erforderlichem Umfang
zuriickzubauen oder den Rickbau zu dulden, soweit dies raumlich und zeitlich fur die Er-
richtung, den Betrieb oder das Repowering eines Vorhabens nach § 35 Absatz 1 Nummer 5
BauGB, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, erforderlich
ist. Dies durfte regelmafig nur einen Teil der Anlage betreffen.

Ob und inwieweit ein Vorhabentrager die planungsrechtliche Mdglichkeit trotz des Riick-
baurisikos nutzt, ist seine unternehmerische Entscheidung. Regelmafig wird es fur die Vor-
habentrager attraktiver sein, Solarenergieanlagen erst dann zu errichten, wenn der Stand-
ort der Windenergieanlagen feststeht bzw. die Flache bereits mit Windenergieanlagen be-
baut ist. Aber auch fur diesen Fall ist die Rlckbauverpflichtung erforderlich, damit
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Standortverlagerungen der Windenergieanlagen im spateren Planungsverlauf oder im Rah-
men des Repowerings nicht zu ungeldsten Konflikten fuhren.

Da die Windenergieplanung- und -genehmigung einen betrachtlichen Zeitraum in Anspruch
nehmen kann, kann die Flache in dieser Zeit ggf. auch Gbergangsweise durch Solarenergie-
Module genutzt werden. So wird sichergestellt, dass sinnvoll nutzbare Flachen nicht unnétig
blockiert werden.

Zu § 249c (Beschleunigungsgebiete fur Solarenergie)

Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB kdnnen zusatzlich auch als Beschleunigungsge-
biete fur Solarenergie dargestellt werden. Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels
15c der Richtlinie (EU) 2018/2001. Die Vorschrift ist angelehnt an die Regelung zu den
Beschleunigungsgebieten fur die Windenergie an Land in § 249a BauGB, sodass auf die
dortige Erlauterung grundsatzlich verwiesen wird.

Wie auch bei § 249a BauGB finden fur die Darstellung im Flachennutzungsplan — im Ein-
klang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 — die allgemeinen Verfahrens-
regelungen Uber die Planaufstellung bzw. -&nderung einschliel3lich der dort vorgesehenen
Umweltprifung und Offentlichkeitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 der
Richtlinie (EU) 2018/2001. Durch die allgemeinen Vorschriften zur Ermittlung und Bewer-
tung des Abwagungsmaterials im Sinne des § 1¢ BauGB sowie der Abwagung nach 8§ 1
Absatz 5 BauGB und die ergdnzenden Regelungen zur Umweltprifung und zum Umwelt-
bericht in 8§ 2 Absatz 4 in Verbindung mit der Anlage 1 ist sichergestellt, dass die Gemein-
den alle geeigneten und verhaltnismaRigen Instrumente und Datenséatze zur Gebietsermitt-
lung heranziehen.

Der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemafld § 1b Absatz 2
BauGB sowie die umweltbezogenen Belange in § 1¢c Absatz 3, die Belange der Landwirt-
schaft in § 1c Absatz 4 Nummer 2 BauGB sowie der Belang der multifunktionalen Nutzung
in 8 1b Absatz 5 Nummer 2 BauGB stellen sicher, dass die Gemeinden kunstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, fur die Landwirtschaft nicht nutzbare Flachen vorrangig aus-
wahlen Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15¢ Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe
a i) und iii) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen. Die genannten Planungs-
grundséatze sind insoweit richtlinienkonform auszulegen.

Bedingt durch die unterschiedlichen Auswirkungen der verschiedenen Technologien erge-
ben sich Abweichungen zu § 249a BauGB. Insbesondere sind die 6kologischen Auswirkun-
gen von Solarenergieanlagen andere als bei Windenergieanlagen. Bei der Windenergie
entstehen die wesentlichen Auswirkungen auf Arten beim Betrieb, bei der Solarenergie hin-
gegen bei der Errichtung der Anlage. Au3erdem sind anlagenbezogene Auswirkungen auf
die Art zu betrachten.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Absatz 1 Satz 2 definiert die Flachen, die aufgrund ihrer 6kologischen Sensibilitat nicht als
Beschleunigungsgebiete fur Solarenergie ausgewiesen werden dirfen.

Neben den auch fir die Windenergie ausgeschlossenen Flachen werden zusatzlich natio-
nale Naturmonumente im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes ausgenommen, da diese
gemanR § 24 Absatz 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes wie Naturschutzgebiete zu
schitzen sind.

Die sensiblen Gebiete in Satz 2 Nummer 2 werden unter Berlicksichtigung der bei der So-
larenergie zu erwartenden Auswirkungen auf geschiitzte Arten anders als bei der Wind-
energie definiert. AuszuschlieRen sind Gebiete nur, wenn ein dauerhafter Lebensraumver-
lust flr besonders bedeutende Vorkommen geschitzter Arten zu erwarten ist. Eine nur vo-
ribergehende Verdrangung von Arten wahrend der Errichtung fuhrt nicht zu einem
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Gebietsausschluss, wenn zu erwarten ist, dass die Arten die in Anspruch genommenen
Flachen nach der Errichtung wieder als Lebensraum nutzen.

Abweichend zu § 249a BauGB gelten die normierten Ausschlisse nicht fir Flachen, die
kinstlich und bebaut sind. Gemeint sind nach der Richtlinie insbesondere Flachen wie Da-
cher, Parkplatze oder Verkehrsinfrastruktur. Solche Flachen kdnnen von der Gemeinde je-
doch nur dann in das Beschleunigungsgebiet einbezogen werden, wenn sie zusétzlich als
nicht 6kologisch sensibel eingeschatzt werden. Dabei spricht die Kinstlichkeit bzw. die Be-
bauung der Flachen grundsétzlich fir eine geringere 6kologische Sensibilitat. Insbesondere
wenn die menschliche Nutzung der Flachen nicht mehr besteht, kénnen sich mitunter 6ko-
logisch wertvolle Strukturen auf derartigen Flachen entwickeln. Die Gemeinde wird solche
Flachen dann nicht in das Beschleunigungsgebiet einbeziehen kdnnen.

Nach Satz 3 sind Gewasser von der Darstellung als Beschleunigungsgebiet ausgeschlos-
sen. Diese Ausnahme tragt dem Umstand Rechnung, dass noch keine hinreichenden Er-
kenntnisse zu den gewasserdkologischen und naturschutzfachlichen Auswirkungen von
schwimmenden Solaranlagen vorliegen.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfiigbar.

Absatz 2 entspricht dem § 249a Absatz 2 BauGB, auf dessen Begrindung hier verwiesen
werden kann. Die Minderungsmaf3nahmen sind auf die spezifischen Auswirkungen der So-
larenergieanlage bzw. des Energiespeichers zuzuschneiden.

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach 8 27 WHG im Falle einer vorgesehenen
Errichtung von Freiflachenanlagen im Uferbereich eines Gewassers oder auf einer fur die
Gewasserentwicklung vorgesehenen angrenzenden Flache nicht eingehalten werden kon-
nen, ist dem, soweit erforderlich, insbesondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der
Errichtung der Anlagen im Uferbereich bzw. auf dieser Flache abgesehen wird und der
Standort der Anlage entsprechend verlegt wird

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfiigbar.

Absatz 3 stellt klar, dass Fehler bei der Darstellung einer Flache als Beschleunigungsgebiet
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Solarenergiegebietes im Ubrigen fuhren.
Erganzend wird auf die Begrindung zu 8§ 249a Absatz 3 verwiesen.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Einflgung der 88 249a, 249b und
249c.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfiigbar.

[wird wahrend der Ressortabstimmung erganzt]

Zu Artikel 5 (Anderungen des Raumordnungsgesetzes)

Zu den Fehler! Keine Dokumentvariable verfiigbar., 2 und 3

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung in Nummer 4.
Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

§ 28 ROG beinhaltet Sonderregelungen fur den Ausbau der Windenergie an Land.
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Zu 8 28 Absatz 1

Die Vorschrift ersetzt den bisherigen 8 7 Absatz 3 Satz 6 und 8§ 27 Absatz 4. Hierdurch
sollen samtliche Abweichungsregelungen fur Windenergie an Land in einer Vorschrift ge-
bundelt und somit eine fir den Rechtsanwender transparente Systematik geschaffen wer-
den.

Zu 8 28 Absatz 2

Absatz 2 setzt Artikel 15¢ der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an
Land um, soweit die dortigen Vorgaben das Planungsrecht der Raumordnung betreffen.
Artikel 15c verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, bis zum 21. Februar 2026 sicherzustellen,
dass Beschleunigungsgebiete fur die erneuerbaren Energien in erheblichem Umfang aus-
gewiesen werden.

Satz 1 knupft an die Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1 WindBG
an. Das Wort ,zusatzlich” stellt klar, dass es sich bei den Ausweisungen als Vorranggebiet
und als Beschleunigungsgebiet um getrennte Planfestlegungen handelt.

Satz 1 setzt in den Nummern 1 und 2 Artikel 15¢ der Richtlinie insoweit um, als danach
Beschleunigungsgebiete dort ausgeschlossen sind, wo Vorhaben voraussichtlich erhebli-
che Umweltauswirkungen haben wirden. Satz 1 definiert die Falle erheblicher Umweltaus-
wirkungen fir die Zwecke der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 und abweichend
von dem Inhalt dieses Begriffs im Rahmen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeits-
prifung im Wege einer gebietsbezogenen Ausnahmeregelung: Die in den Nummern 1 und
2 genannten Kategorien von Gebieten gestalten abschlieBend die Falle aus, in denen es
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne dieser Vorschrift geben wirde.
Die als Nummer 1 genannte Kategorie betrifft Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die im
Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt ausge-
wiesen sind; die als Nummer 2 genannte Kategorie betrifft weitere sensible Gebiete. Bei
letzteren handelt es sich um 6kologisch hochwertige und empfindliche Gebiete wie z. B.
Dichtezentren, Schwerpunktvorkommen, Brut- und Rastgebiete, Kolonien und sonstige An-
sammlungen betroffener Arten. Bei der Festlegung der sensiblen Gebiete ist artspezifisch
zu priufen, ob ein angemessener Sicherheitsabstand vorzusehen ist.

Satz 2 regelt eine Abweichung von der Ubergangsvorschrift des § 27 Absatz 1: Die Pflicht
zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten gilt nach Satz 2 auch fur laufende Planauf-
stellungsverfahren. Fur diese laufenden Verfahren regelt Satz 2 als ,Soll“-Vorschrift, dass
die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet im Regelfall in demselben Planaufstellungsver-
fahren erfolgt, in dem das Windenergiegebiet ausgewiesen wird. Im Ausnahmefall kann die
Ausweisung als Beschleunigungsgebiet jedoch nachtraglich in einem gesonderten Verfah-
ren zur Anderung des Raumordnungsplanes vorgenommen werden. Diese Ausnahmemag-
lichkeit soll den Planungstragern insbesondere die notwendige zeitliche Flexibilitat geben,
um eine Erreichung der Flachenbeitragswerte des Windenergieflachenbedarfsgesetzes zu
den gesetzlichen Stichtagen zu gewahrleisten. Ein solcher Ausnahmefall wird daher insbe-
sondere dann anzunehmen sein, wenn die Behorde, die den Plan mit der Ausweisung des
Windenergiegebietes aufstellt, erkennt, dass eine zusatzliche Ausweisung als Beschleuni-
gungsgebiet das Verfahren in erheblicher Weise verzégern wirde. Dies kann etwa dann
der Fall sein, wenn bereits eine Veroffentlichung nach § 9 Absatz 2 Satz 2 stattgefunden
hat oder in manchen Féllen sogar schon, wenn eine solche Veroéffentlichung erst kurz be-
vorsteht, aber beispielsweise durch intensive Vorabstimmungen vorbereitet wurde. Bei ei-
ner ausnahmsweisen nachtraglichen Ausweisung in einem gesonderten Planaufstellungs-
verfahren wird regelméaRig 8 9 Absatz 5 ROG zur Anwendung kommen konnen. Die plan-
aufstellende Behorde wird in diesem Zuge prifen, ob die Ausweisung bestimmte offentliche
Stellen oder Teile der Offentlichkeit in ihren Belangen beriihrt. Kommt sie zu dem Schluss,
dass dies nicht der Fall ist und dass auch die Gbrigen Tatbestandsvoraussetzungen erftillt
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sind, kann sie von einer Beteiligung der Offentlichkeit und der 6ffentlichen Stellen bei der
Planaufstellung absehen.

Im Gegensatz zu voraussichtlichen ,erheblichen Umweltauswirkungen®, welche nach Satz
1 einen Ausschluss von Beschleunigungsgebieten bewirken, fiihren mégliche Umweltaus-
wirkungen, die nicht erheblich sind, nicht zu einem Ausschluss, sondern gemaf Artikel 15¢
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie zu der Verpflichtung, im Plan Regelun-
gen fur wirksame Minderungsmaf3nahmen festzulegen. Diese Verpflichtung wird in Satz 3
umgesetzt. Eine Nichteinhaltung der Bewirtschaftungsziele nach 8§ 27 WHG wird in diesem
Zusammenhang nicht als gebietsbezogener Ausschlusstatbestand aufgefuhrt, da bei Nicht-
einhaltung der Bewirtschaftungsziele nicht ein bestimmtes Gebiet als Beschleunigungsge-
biet ausscheidet. Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im
Falle einer vorgesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Ge-
wasser einschliellich seines Ufers oder auf einer fur die Gewasserentwicklung vorgesehe-
nen angrenzenden Flache nicht eingehalten werden kénnen, ist dem vielmehr, soweit er-
forderlich, insbesondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen
im Gewasser bzw. auf dieser Flache abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird (Minderungsmafinahme im Sinne von Satz 3).

Satz 3 vermeidet den Begriff ,Umweltauswirkungen®, da dieser schon in § 8 mit einer an-
deren Bedeutung geregelt ist, welche der des Gesetzes uUber die Umweltvertraglichkeits-
prifung entspricht. Im Gegensatz dazu ist der Begriff im Sinne von Artikel 15c¢ der Richtlinie
hinsichtlich seiner Schutzgter enger zu verstehen: Es geht nur um Auswirkungen auf die
Erhaltungsziele nach 8 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf beson-
ders geschitzte Arten nach 8§ 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und
auf die Bewirtschaftungsziele des Wasserhaushaltsgesetzes. Daher wird in Satz 3 der Be-
griff ,Auswirkungen* verwendet, und diese Auswirkungen werden durch den direkten Bezug
auf die in den Nummern 1 bis 3 abschlieRend gelisteten Erhaltungsziele, besonders ge-
schitzte Arten und Bewirtschaftungsziele konkretisiert bzw. definiert.

Satz 4 tragt der von Artikel 15c¢ der Richtlinie intendierten Beschleunigungswirkung Rech-
nung. Er regelt, dass die planaufstellenden Behorden ihrer Verpflichtung aus Satz 3, Min-
derungsmalnahmen festzulegen, [auch dadurch nachkommen kdnnen, dass sie auf den in
der neuen Anlage 3 befindlichen Katalog verweisen. Dieser enthalt Regeln fur Minderungs-
malnahmen, welche sich auf die Errichtung und den Betrieb von Anlagen beziehen.]

Zu 8 28 Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass etwaige Fehler bei der Ausweisung als Beschleunigungsgebiet
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Vorranggebietes fur Windenergie oder des
Raumordnungsplanes im Ubrigen fuhren.

Zu 8 29
§ 29 ROG beinhaltet Sonderregelungen fur den Ausbau der Solarenergie.
Zu 8§29 Absatz 1

Die Vorschrift ersetzt inhaltsgleich den bisherigen 8 7 Absatz 3 Satz 7. Hierdurch sollen
samtliche Abweichungsregelungen fur Solarenergie in einer Vorschrift geblindelt und somit
eine fir den Rechtsanwender transparente Systematik geschaffen werden.

Zu 8 29 Absatz 2

Nach Absatz 2 Satz 1 kénnen Vorranggebiete flr Solarenergie zusatzlich als Beschleuni-
gungsgebiete ausgewiesen werden. Damit wird Artikel 15¢ der Richtlinie (EU) 2018/2001
im Bereich der Solarenergie umgesetzt, soweit die dortigen Vorgaben das Planungsrecht
der Raumordnung betreffen.
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Fur die planerische Ausweisung — im Einklang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2018/2001 — finden die allgemeinen Verfahrensregelungen tber die Planaufstellung bzw. -
anderung nach ROG einschlieRlich der dort vorgesehenen Umweltpriifung und Offentlich-
keitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 Richtlinie (EU) 2018/2001. Durch die
allgemeinen Vorschriften des ROG zur Ermittlung und Bewertung des Abwagungsmaterials
sowie der Abwéagung und die ergéanzenden Regelungen zur Umweltprifung in 8 8 ROG in
Verbindung mit Anlage 1 ist sichergestellt, dass die planaufstellenden Behdrden alle geeig-
neten und verhaltnismaRigen Instrumente und Datensatze zur Gebietsermittlung heranzie-
hen.

Die gesetzlichen Grundsatze des Freiraumschutzes gemaf 8§ 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 5
ROG, des Vorranges der Brachflachenentwicklung vor der Flachenneuinanspruchnahme
nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 6 ROG, der Vermeidung der Zerschneidung der freien
Landschaft und von Wald- und Moorflachen nach 8 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 7 ROG
sowie der gesetzliche Grundsatz der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme von
Naturgutern bei der Gestaltung raumlicher Nutzungen nach 8§ 2 Absatz 2 Nummer 6 Satz 2
ROG stellen sicher, dass die Raumordnungsbehotrden bei der Planung kiinstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, fur die Landwirtschaft nicht nutzbare Flachen vorrangig aus-
wahlen. Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15¢ Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe
a i) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen. Die genannten Planungsgrundsatze
sind insoweit richtlinienkonform auszulegen.

Bedingt durch die unterschiedlichen Auswirkungen der verschiedenen Technologien erge-
ben sich einzelne Abweichungen zu § 28 ROG, welcher Artikel 15¢ der Richtlinie im Bereich
der Windenergie an Land betreffend das Planungsrecht der Raumordnung umsetzt:

Absatz 2 Satz 1 definiert in den Nummern 1, 2 und 3 die Flachen, die aufgrund ihrer 6kolo-
gischen Sensibilitat nicht als Beschleunigungsgebiete fur die Solarenergie ausgewiesen
werden dirfen. Die sensiblen Gebiete nach Nummer 2 werden unter Berticksichtigung der
bei der Solarenergie zu erwartenden Auswirkungen auf geschitzte Arten und Lebensraume
anders als bei der Windenergie definiert. Im Vordergrund steht hier die Prifung, ob infolge
der Errichtung oder des Betriebs von Solaranlagen Lebensraume bestimmter geschutzter
Arten dauerhaft verloren gehen. Eine nur voriibergehende Verdrangung von Arten wahrend
der Errichtungsphase fihrt nicht zu einem Flachenausschluss, wenn zu erwarten ist, dass
die Arten die in Anspruch genommenen Flachen in der Betriebsphase wieder als Lebens-
raum nutzen. Nach Nummer 3 kdnnen Vorranggebiete fur Solarenergie nicht als Beschleu-
nigungsgebiete ausgewiesen werden, soweit sie in und Uber Gewassern liegen. Diese Aus-
nahme tragt dem Umstand Rechnung, dass noch keine hinreichenden Erkenntnisse zu den
gewasserokologischen und naturschutzfachlichen Auswirkungen von schwimmenden So-
laranlagen vorliegen.

Im Ubrigen entspricht die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Solar-
energie durch den 8§ 29 der Umsetzung der Richtlinie im Bereich der Windenergie an Land
durch den § 28. Daher verweist § 29 Absatz 2 Satz 2 auf § 28 Absatz 2 Satz 3 und 4 sowie
Absatz 3, und entsprechend kann auch auf die Begrindung zu diesen Regelungen verwie-
sen werden.

Zu Nummer 5

[wird wahrend der Ressortabstimmung erganzt]
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Zu Artikel 6 (Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes)
Zu Nummer 1(8 97)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit den Anderungen in § 97 Absatz 1 EEG 2023 wird zunachst der bislang statische Ver-
weis des EEG 2023 auf das Windenergieflachenbedarfsgesetz in einen dynamischen Ver-
weis geandert. Die in den 88 97 und 98 vorgesehene Koordinierung der Datenerfassung
und Berichterstattung im Kooperationsausschuss muss sich an der jeweils aktuellen Fas-
sung des WindBG orientieren.

Zudem wird das Mandat des Kooperationsausschusses erweitert. Hier soll nun auch eine
Koordinierung der Datenerfassung zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebie-
ten im Sinne des § 2 Nummer 4 WindBG stattfinden. Bislang war dies bereits im Hinblick
auf Daten zu Flachen fur die Nutzung der Windenergie an Land und zur Umsetzung der
Flachenbeitragswerte nach dem WindBG vorgesehen. An die bestehende Praxis kann an-
geknipft werden.

Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Mit der Anderung in § 97 Absatz 5 EEG 2023 wird konkretisiert, welche Daten zu erfassen
sind. Aus der in Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Ausweisung soge-
nannter Beschleunigungsgebiete in den Mitgliedstaaten ergibt sich der Bedarf zusétzlicher
Daten. Dies schafft die Datengrundlage fiir eine Berichterstattung zum Stand der Umset-
zung dieser Richtlinienbestimmung gegeniber der Europdischen Kommission und die in
Artikel 15¢c Absatz 3 ggf. vorgesehene Uberpriifung im Rahmen der nationalen Energie-
und Klimaplane.

Zu Nummer 2 (8§ 98)Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anderungen in Absatz 1 erweitern die Berichterstattung der Lander um den Stand der
Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nach § 2 Nummer 4 WindBG.

Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Der neue Absatz 5 Satz 2 erweitert die jahrliche Berichterstattung der Bundesregierung
zum Ausbau der erneuerbaren Energien um eine Bewertung zum Stand der Ausweisung
von Beschleunigungsgebieten nach 8 2 Nummer 4 des Windenergieflachenbedarfsgeset-
zes. Erganzend zu den in Satz 1 bereits vorgesehenen Berichtsinhalten sollen ab dem 1.
Januar 2026 auch Aussagen dazu getroffen werden, in welchem Umfang Ausweisungen
von Beschleunigungsgebieten erfolgt sind. Diese Inhalte sind in den in Absatz 5 Satz 1
vorgesehen Bericht zu integrieren. Die Inhalte nach Satz 1 stellen dabei weiterhin den
Schwerpunkt des Berichtes dar. Absatz 6 findet auch auf die Berichterstattung zu den Be-
schleunigungsgebieten Anwendung.

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten)

Artikel 7 regelt gemaf Artikel 82 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes das Inkrafttreten des
Gesetzes. Das Gesetz tritt insgesamt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

Nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 muss die Umsetzung
der Richtlinie grundsatzlich am 21. Mai 2025 abgeschlossen sein. Die Frist zur Umsetzung
(unter anderem) des Artikel 16 der gednderten Richtlinie (EU) 2018/2001 lauft allerdings
bereits am 1. Juli 2024 ab (Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 2023/2413).
Zudem ist ein schnelles Inkrafttreten erforderlich, um Rechtssicherheit fiir die Planungstré-
ger zu schaffen, sodass die planungsrechtlichen Vorgaben dieses Gesetzes noch im
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Rahmen der laufenden Planungsprozesse zur Umsetzung der Flachenbeitragswerte des
WindBG beriicksichtigt werden kénnen.

Im Hinblick auf die in diesem Gesetz enthaltenen Regelungen betreffend die Raumordnung
weicht das Gesetz damit von der Frist des Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 GG ab. Es bedarf
daher der Zustimmung des Bundesrates. Soweit das Gesetz Regelungen zum Verwal-
tungsverfahren trifft, findet die Frist des Artikel 84 Absatz 1 Satz 3 GG keine Anwendung,
da keine abweichenden landesrechtlichen Regelungen bestehen. Ansonsten ware auch in-
soweit ein sofortiges Inkrafttreten mit Zustimmung des Bundesrates madglich.
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	Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie *)
	Artikel 1
	Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
	Das Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Der Bezeichnung des Gesetzes werden folgende Wörter angefügt:
	„und zur Genehmigungserleichterung in bestimmten Gebieten für erneuerbare Energien“

	2. Dem § 2 wird folgende Nummer 4 angefügt:
	3. Die Überschrift des § 6 wird wie folgt gefasst:
	§ 6 „
	Genehmigungserleichterung in Windenergiegebieten“.

	4. Nach § 6a werden die folgenden § 6b und § 6c eingefügt:
	„§ 6b
	Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Windenergie an Land
	(1) Wird die Errichtung und der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer Windenergieanlage an Land und der dazugehörigen Nebenanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in einem Beschle...
	(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grundlage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauigkeit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag in d...
	(3) Trifft die zuständige Behörde im Überprüfungsverfahren nach Absatz 2 innerhalb der Frist nach Absatz 2 Satz 7 keine begründete Entscheidung darüber, ob höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, die nicht du...
	(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der angeord...
	(5) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. Sowei...
	(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als ...
	(7) § 6 ist vorrangig anzuwenden.
	(8) Von den in den Absätzen 1 bis 6 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht nicht abgewichen werden.

	§ 6c
	Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Solarenergie
	(1) Wird die Errichtung, der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer Anlage zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie (Solarenergieanlage), der dazugehörigen Nebenanlagen im Sinne des § 3 N...
	(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grundlage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauigkeit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag in d...
	(3) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der angeord...
	(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. Sowei...
	(5) Ein Vorhaben auf entwässerten Moorböden ist nur zulässig, wenn diese mit der Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernässt werden. Die Anforderung ist vor Inbetriebnahme der Anlage durch Vorlage der wasserrechtlichen Zulassung nachzuweisen; ...
	(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als ...




	Artikel 2
	Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
	Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist, wird wie folgt geän...
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 10 folgende Angabe eingefügt:
	2. § 10 Absatz 5a wird aufgehoben.
	3. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt:
	„§ 10a
	Sonderregelungen für das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie 2018/2001
	(1) Die nachstehenden Absätze finden ergänzend Anwendung, wenn das Vorhaben eine Anlage betrifft, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von ...
	(2) Auf Antrag des Trägers des Vorhabens werden das Genehmigungsverfahren sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die für die Durchführung des Vorhabens nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, über eine einheitliche Stelle abgewickelt.
	(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt ein Verfahrenshandbuch für Träger von Vorhaben bereit und macht diese Informationen auch im Internet zugänglich. Dabei geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben im Bereich erneuerbare Energie und Vo...
	(4) § 7 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
	(5) Ab dem 21. November 2025 ist das Genehmigungsverfahren elektronisch durchzuführen.
	(6) Die Dauer des Genehmigungsverfahrens umfasst nicht die Dauer für gerichtliche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere Gerichtsverfahren sowie alternative Streitbeilegungsverfahren einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen Berufungsv...


	4. § 23b wird wie folgt geändert:
	„(4a) §10a ist entsprechend anzuwenden.“



	Artikel 3
	Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
	Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 14b gestrichen.
	2. Dem § 2 wird folgender Absatz 12 angefügt:
	(12) „ Städtebauprojekte sind Bauvorhaben einer gewissen Größe, die ihrem Wesen nach städtisch sind und daher Wohnbauten, Geschäftsbauten oder Bauten, die Sozial-, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen einschließlich der dafür vorgesehenen Infrastruktur...

	3. § 14b wird aufgehoben.
	4. In Anlage 1 Nummer 18.7 werden die Wörter „Städtebauprojektes für sonstige bauliche Anlagen“ ersetzt durch die Wörter „sonstigen Städtebauprojektes“.
	5. In Anlage 5 wird nach Nummer 1.18 die folgende Nummer 1.19 eingefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Baugesetzbuchs
	Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 5 Absatz 2b wird wie folgt gefasst:
	„(2b) Für die Zwecke des § 35 Absatz 3 Satz 3, des § 249 Absatz 2, des § 249a Absatz 1 und des § 249b Absatz 1 und des § 249c Absatz 1 können sachliche Teilflächennutzungspläne aufgestellt werden; sie können auch für Teile des Gemeindegebiets aufgeste...

	3. § 245f wird wie folgt geändert:
	„§ 245f
	Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer Vorschriften sowie des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie an Land und Solarene...
	(3) „ Abweichend von § 233 Absatz 1 sollen Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes, für die vor dem … [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 7] ein Beschluss über die Aufs...


	4. Nach § 249 werden die folgenden §§ 249a bis 249c eingefügt:
	„§ 249a
	Beschleunigungsgebiete für Windenergie an Land
	(1) Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes sind im Flächennutzungsplan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete darzustellen. Die Darstellung ist ausgeschlossen, soweit ein Beschleunigungsgebiet
	(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und ihrem Netzanschluss darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies nicht m...
	(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 bis 2 zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Windenergiegebietes im Übrigen unbeachtlich.

	§ 249b
	Sonderregelungen für Solarenergiegebiete
	(1) Die Gemeinde kann im Flächennutzungsplan grundsätzlich geeignete Bereiche im Außenbereich für bestimmte Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, auch in Kombination und im räumlichen Zusammenhang mit bestimmten, nicht planfeststellungspflic...
	(2) In Solarenergiegebieten können den im Plan bezeichneten Vorhaben nicht entgegengehalten werden:
	(3) Die Länder können durch Gesetz bestimmen, dass in Raumordnungsplänen festgelegt werden kann, dass in Vorranggebieten für Solarenergie für die vorrangigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 der Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und Satz 3 sowie A...
	(4) Soweit sich Solarenergiegebiete mit Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes überschneiden, ist der Windenergienutzung der Vorrang einzuräumen. Dazu ist für Vorhaben im Sinne von Absatz 1 Satz 1 als weite...

	§ 249c
	Beschleunigungsgebiete für Solarenergie
	(1) Solarenergiegebiete im Sinne des § 249b Absatz 1 können im Flächennutzungsplan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete dargestellt werden. Soweit ein Beschleunigungsgebiet
	(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des ...
	(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 und 2 zur Darstellung von Beschleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Solarenergiegebietes im Übrigen unbeachtlich.“


	5. Die bisherigen §§ 249a und 249b werden die §§ 249d und 249e.
	6. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt:
	„Anlage 3
	(zu § 249a Absatz 2 Satz 3 und § 249c Absatz 2 Satz 3)
	[Regeln für Minderungsmaßnahmen



	Artikel 5
	Änderung des Raumordnungsgesetzes
	Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 7 Absatz 3 Satz 6 und 7 wird aufgehoben.
	3. § 27 Absatz 4 wird aufgehoben.
	4. Nach § 27 werden die folgenden § 28 und § 29 eingefügt:
	„§ 28
	Sonderregelung für Windenergie an Land
	(1) Auf Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes sind vorrangig die §§ 245e und 249 des Baugesetzbuchs anzuwenden; § 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 findet keine Anwendung.
	(2) Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1a des Windenergieflächenbedarfsgesetzes werden, soweit sie nicht in
	(3) Eine Verletzung der Vorschriften des Absatzes 2 über die zusätzliche Ausweisung als Beschleunigungsgebiet ist für die Rechtswirksamkeit des Vorranggebiets unbeachtlich.

	§ 29
	Sonderregelung für Solarenergie
	(1) Auf Vorranggebiete für Solarenergie findet § 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 keine Anwendung.
	(2) Vorranggebiete für Solarenergie können, soweit sie nicht


	5. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt:
	„Anlage 3
	(zu § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2)
	[Regeln für Minderungsmaßnahmen



	Artikel 6
	Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
	Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 97 wird wie folgt geändert:
	2. § 98 wird wie folgt geändert:


	Artikel 7
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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